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E D I T O R I A L

Erfolg ist das Ergebnis von Taten, 
nicht von Worten. Eine Konferenz 
verändert nicht auf einen Schlag 

alles. So weit so klar. Die Investoren-
konferenz im Rahmen des X8 BauDia-
logs in Frankfurt am Main macht aber 
trotzdem einen Unterschied. Wir dis-
kutieren endlich die Themen, die die 
Branche beschäftigen, mit den Leuten, 
die den Unterschied machen können: 
Den Investorinnen und Investoren, den 
Bankern, den Profis aus der Baubran-
che und natürlich auch den Fachleuten 
aus den Ministerien (Bau/Justiz/Finan-
zen). 

Die Themen Bauen und Wohnen sind 
endlich in den Köpfen und auf der rich-
tigen politischen Ebene angekommen. 

Vizekanzler und Bundesfinanzminister 
Lars Klingbeil hat sich ebenfalls Zeit 
für das Treffen in der Bankenmetro-
pole freigeschaufelt. Das stimmt mich 
vorsichtig hoffnungsvoll.

Als Unternehmerinnen und Unterneh-
mer schauen wir für gewöhnlich nach 
vorne, um die Zukunft zu gestalten. 
Es kann aber auch helfen zu wissen, 
woher man kommt. Der BFW wurde 
ein Jahr nach Ende des Zweiten Welt-
kriegs gegründet, als Deutschland in 
Trümmern lag. Das war das Ergebnis 
von zwölf Jahren Nationalsozialismus. 
In Hamburg schlossen sich am 24. 
Juni 1946 mutige Unternehmer der 
Wohnungswirtschaft zum „Verband 
Freier Wohnungsunternehmen“ (VFW) 

zusammen, um im Schulterschluss den 
Wiederaufbau systematisch anzu-
packen, bürokratischen Hemmnissen 
entgegenzutreten und so schnell wie 
möglich so viel Wohnraum wie möglich 
zu schaffen. Das Motto von damals ist 
gut gealtert: „Freie Bahn dem Woh-
nungsbau!“ Das gilt 80 Jahre später 
noch genauso.

Arbeiten wir weiter gemeinsam daran,  
den Wohnungsneubau, die Eigentums-
bildung und auch die Bestandshaltung 
zu stärken.

Herzlichst Ihr

Dirk Salewski
- Präsident BFW-Bundesverband -

Die Themen Bauen und Wohnen sind endlich auf höchster 
politischer Ebene angekommen. Dabei muss man nur in die 

Vergangenheit schauen, um zu erkennen, welche Bedeutung die 
Immobilienbranche für Deutschland hat. 

Endlich in den 
Köpfen angekommen
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Ein Verband mit Erfahrung 
und Zukunftsauftrag

Acht Jahrzehnte sind mehr als nur ein Jubiläum. Sie sind Anlass, zurückzublicken 
auf Aufbau, Krisen, Regulierungsschübe, Marktdynamiken und gesellschaftliche 

Herausforderungen, aber auch ein Grund, einen Ausblick zu wagen, auf die  
Immobilien- und Wohnungspolitik der Zukunft.

Bei der Festveranstaltung zum 
80-jährigen Bestehen des Bun-
desverbandes der Freien Immo-

bilien- und Wohnungswirtschaft stand 
nicht allein die Geschichte des Verban-
des im Mittelpunkt, sondern vor allem 
die Frage, welche Lehren aus der Ver-
gangenheit für die Zukunft zu ziehen 
sind.

Diese Perspektive prägte auch die 
Festrede von Rolf Schettler (Bild links), 
geschäftsführender Gesellschafter der 
Schettler Immobilien-Gruppe und ehe-
maliger stellvertretender Landesvor-
sitzender des BFW Nordrhein-Westfa-
len. Schettler spannte den Bogen von 
der Gründung des Verbandes im Jahr 
1946 bis in die Gegenwart und mach-
te deutlich, dass viele wohnungspoliti-
sche Debatten von heute erstaunlich 
vertraut klingen. Schon am Anfang 
stand ein Ziel, das an Aktualität kaum 
verloren hat: „So schnell wie möglich 
so viel Wohnraum schaffen wie mög-
lich.“

Ausgehend von der existenziellen Woh-
nungsnot der Nachkriegszeit zeich-
nete Schettler nach, wie sich der 

damalige Verband freier Wohnungs-
unternehmen früh für weniger Büro-
kratie, marktwirtschaftliche Grund- 
sätze und bessere Rahmenbedingun-
gen für den Wohnungsbau einsetzte. 
Materialmangel, Zwangsbewirtschaf-
tung, staatlich festgelegte Mieten und 
kommunale Wohnungszuweisungen 
prägten die Anfangsjahre. Zugleich 
wurde der Verband zu einer Stimme der 
Praxis, etwa beim Ersten Wohnungs-
baugesetz, beim Wohnungseigentums-
gesetz und in der Auseinandersetzung 
um die schrittweise Rückkehr zu markt-
wirtschaftlichen Prinzipien.

Rolle nach der Wiedervereinigung
Schettlers Rückblick war dabei keine 
nostalgische Chronik, sondern eine 
Analyse politischer Zyklen. Immer wie-
der, so seine Botschaft, habe die Poli-
tik auf Wohnungsmangel mit Regulie-
rung reagiert und damit Investitionen 
erschwert. Ob Mieterschutzgesetz- 
gebung der 1970er-Jahre, Abschaf-
fung und Wiedereinführung steuer-
licher Anreize, Mietpreisbremse oder 
jüngere Eingriffe in Förderkulissen 
und energetische Vorgaben: Der Fest-
redner beschrieb ein wiederkehrendes 

Muster aus Verunsicherung, Korrektur 
und erneutem Gegensteuern.
Besonders deutlich wurde dies in sei-
nem Blick auf die Rolle des BFW als 
Interessenvertretung der mittelstän-
dischen Immobilienwirtschaft. Der 
Verband habe in seiner Geschichte 
Fusionen, Strukturwandel und neue 
Aufgabenfelder gemeistert – vom Zu-
sammenschluss freier und privater 
Wohnungsunternehmen über die In-
tegration der Bauträger bis hin zur 
Öffnung für die gesamte Immobilien-
wirtschaft. Die Schnittmenge gemein-
samer Interessen sei größer als alle 
Unterschiede zwischen Bestandshal-
tern, Projektentwicklern und Bauträ-
gern, betonte Schettler sinngemäß.

Auch die Wiedervereinigung würdigte 
er. Der BFW habe mit Fachkongressen, 
neuen Landesverbänden und markt-
wirtschaftlichen Vorschlägen zur Ent- 
wicklung der ostdeutschen Wohnungs-
wirtschaft beigetragen. Zugleich erin-
nerte Schettler daran, dass vermeint-
lich sichere Prognosen oft schnell 
überholt werden: Wo einst vom „fertig 
gebauten“ Deutschland gesprochen 
wurde, entstanden bald neue Bedarfe 

ROLF SCHETTLER, geschäftsführender Gesell- 
schafter der Schettler Immobilien-Gruppe Herten, 
ist seit 1984 Mitglied im BFW. Von 1998 bis 
2023 war er Mitglied im Vorstand, von 2010 bis 
zum Ausscheiden stellvertretender Vorsitzender 
des BFW-Landesverbandes NRW und Vorsitzen-
der des Fachausschusses Wohnen im Alter.
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durch Zuwanderung, veränderte Haus-
haltsstrukturen, steigenden Wohn-
flächenkonsum und demografischen 
Wandel. Einen besonderen Akzent 
setzte Schettler beim Thema Senio-
renwohnen. Der BFW habe früh auf die 
Folgen einer alternden Gesellschaft 
hingewiesen und mit Initiativen wie 
dem Qualitätssiegel Betreutes Woh-
nen Impulse gesetzt. Dennoch würden 
bis heute viel zu wenige senioren- 
gerechte Wohnungen gebaut. Ein Be-
fund, der den Zukunftsauftrag der 
Branche unterstreicht.

Die Festrede zeigte den BFW als Ver-
band, der Krisen nicht nur kommentiert, 
sondern in ihnen handlungsfähig bleibt: 
Finanzmarktkrise, Corona-Pandemie, 
Förderstopps, Baukostenanstieg und 
regulatorische Unsicherheit wurden bei 
Schettler zu Stationen einer Geschich-
te, in der Beharrlichkeit ebenso wichtig 
ist wie Anpassungsfähigkeit. Gerade in 
schwierigen Zeiten habe der Verband 
seine Rolle als Dienstleister, Plattform 
und politischer Ratgeber bewiesen. 
Am Ende stand ein klares Plädoyer: 
Ein starker BFW bleibt unverzichtbar 

– als Stimme der unternehmerischen
Praxis, als Ansprechpartner für Politik
und Verwaltung und als Verband mit
gesellschaftlicher Verantwortung.
Schettlers Appell war deshalb zugleich
Rückblick und Auftrag: nicht nachlas-
sen, weiter beraten, widersprechen,
gestalten. Oder, wie er es im Ton des
Ruhrgebiets formulierte: „Glück auf!“

SABINE POSCHMANN (MdB)
Parlamentarische Staatssekretärin bei der  
Bundesministerin für Wohnen, Stadtentwicklung und 
Bauwesen

Auch im Namen unserer Ministerin Verena 
Hubertz und im Namen des ganzen Bundes-

bauministeriums darf ich Ihnen ganz herzlich gratulie-
ren. Die Geschichte des BFW ist ein Stück Geschichte 
unseres Landes.(…) 
Lieber Herr Salewski, lieber Herr Beulich, liebe Mit-
arbeitende des BFW, Sie alle machen einen hervorra-
genden Job und vertreten Ihre Mitgliedsunternehmen 
auf höchstem Niveau. Das merken wir im Bundesbau-
ministerium, wenn wir Ihre Stellungnahmen lesen und 
Ihre Beiträge auf Fachveranstaltungen hören. Sie brin-
gen sich stets konstruktiv und sachkundig in unseren 
Beteiligungsformaten ein. Sie sind die Stimme aus der 
Praxis, die wir als Bundesregierung brauchen.
Ich denke, dass der Mut Ihrer Hamburger Gründerväter 
uns auch in der heutigen Zeit ein Vorbild sein sollte. 
Lassen wir uns von diesem Mut und der Entschlossen-
heit inspirieren. Viele gute Initiativen haben wir bereits 
zusammen auf den Weg gebracht. Ihr kritisches Feed-
back hat dabei geholfen, diese praxisnah und effektiv 
zu gestalten.

DIRK SALEWSKI
BFW-Präsident 

In Hamburg gründeten am 24. Juni 1946 ei-
nige Unternehmer der Wohnungswirtschaft in 

Hamburg den Verband Freier Wohnungsunternehmen 
(VFW). Sie machten, was Unternehmer auszeichnet: 
Sie blicken nach vorn, sie schreiten voran, sie wollen 
gestalten. Das gehört zur DNA des BFW.
Die Beseitigung der Wohnungsnot und auch die Schaf-
fung von Eigentum standen im Fokus. Das Motto von 
damals, ist gut gealtert: Freie Bahn dem Wohnungs-
bau! Das Anliegen der zehn Gründungsmitglieder war 
es, in der Zeit des Wiederaufbaus eine gemeinsame 
Interessenvertretung selbstständiger Unternehmer 
aufzubauen. Im Schulterschluss sollte der Wiederauf-
bau systematisch angepackt, bürokratischen Hemm-
nissen entgegengetreten und so schnell wie möglich 
so viel Wohnraum wie möglich geschaffen werden. Viel 
ist inzwischen passiert. Früher war alles gut, heute ist 
alles besser. Es wäre besser, wenn wieder alles gut 
wäre – hat der weise Heinz Erhardt geschrieben. Und 
er hat bestimmt nicht an die Baustandards gedacht, 
mit denen wir zu kämpfen haben. Recht hat er trotz-
dem, denn wir müssen zurück zu sinnvollen Standards.

Video-Dokumentation
80 Jahre BFW

https://www.youtube.com/watch?v=pqmyOESFkNU
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Liebe Mitglieder, 

der BFW-Bundesverband wird 80 Jahre alt. Seit 1946 setzen wir uns 
für die Interessen der mittelständischen Immobilien- und Wohnungs-
wirtschaft ein und gestalten die Wohnungspolitik in Deutschland aktiv 
mit. Dieses Jubiläum möchten wir vor allem nutzen, um Ihnen Danke zu 
sagen. 

Vielen Dank für Ihre langjährige Verbundenheit mit dem BFW, für Ihre 
Unterstützung, Ihre Anregungen und Ihre Bereitschaft, unsere Arbeit im-
mer wieder mit Ihrem Wissen und Ihren Erfahrungen zu bereichern. Ihr 
Engagement hat entscheidend dazu beigetragen, dass der BFW heute 
eine starke Stimme in Politik und Öffentlichkeit ist. 

Unsere Arbeit lebt von der Nähe zur Praxis. Als Unternehmen vor Ort 
kennen Sie die Herausforderungen des Marktes, die Auswirkungen poli-
tischer Entscheidungen und die Bedürfnisse der Menschen, die Wohn-
raum schaffen und nutzen. Vor allem die Landesverbände und deren 
Netzwerke sind unverzichtbare und starke Stimmen für unsere Inter- 
essenvertretung vor Ort.  

Der BFW bringt Ihre Erfahrungen, Positionen und Anliegen in die poli-
tischen Entscheidungsprozesse ein – von Berlin bis nach Brüssel. Wir 
bündeln die Perspektiven unserer Mitglieder und vertreten sie gegen-
über Kommunen, Parlamenten, Ministerien und anderen Institutionen. 
So sorgen wir dafür, dass die Stimme der mittelständischen Immobi-
lien- und Wohnungswirtschaft gehört wird. Die Stärke, Glaubwürdigkeit 
und Durchsetzungskraft unseres Verbandes beruhen maßgeblich auf 
Ihrer Unterstützung. Auf Ihrem Vertrauen, Ihrer aktiven Mitarbeit in 
Gremien und Arbeitsgruppen sowie auf dem offenen und konstruktiven 
Austausch. Erfolgreiche Interessenvertretung ist immer eine Gemein-
schaftsleistung. 

Auch in Zukunft möchten wir gemeinsam mit Ihnen die Rahmenbedin-
gungen für die mittelständische Immobilien- und Wohnungswirtschaft 
mitgestalten. Dafür danken wir Ihnen herzlich – für Ihre Unterstützung, 
Ihr Vertrauen und für 80 Jahre gemeinsames Engagement.

Herzliche Grüße

Dirk Salewski		 Andreas Beulich
Präsident     Bundesgeschäftsführer 

80 Jahre BFW, 80 Jahre Unternehmer-
tum, 80 Jahre mittelständische Verant-
wortung, 80 Jahre Klartext!

Dirk Wohltorf
Präsident IVD

80 Jahre, das ist ein Alter, in dem man 
nicht mehr jung und dumm ist, sondern 
hoffentlich weise und immer noch ein 
bisschen frech. 

Axel Gedaschko
Präsident GdW

Ihr seid eine besonders wichtige Stim-
me für den privaten Wohnungsbau. An-
gesichts der großen Herausforderun-
gen ist es gut, dass unsere Verbände 
so eng und kollegial, ja freundschaft-
lich miteinander zusammenarbeiten.

Felix Pakleppa
Hauptgeschäftsführer ZDB

Auch in den nächsten Jahren wird es 
darauf ankommen, dass der BFW ge-
meinsam mit uns als Bauindustrie wei-
terhin eine starke Stimme im Immobi-
lienbereich, eine starke Stimme für die 
Bauwirtschaft und damit eine starke 
Stimme für mehr bezahlbaren Wohn-
raum in Deutschland ist. 

Timm-Oliver Müller
Hauptgeschäftsführer HDB

Wir brauche eure Stimme, die Stimme 
der freien Wohnungswirtschaft! 

Iris Schöberl
Präsidentin ZIA

Gratulationen
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„Fundamental für die 
deutsche Wirtschaft“

Herr Beulich, die Immobilienwirt-
schaft steckt seit einigen Jahren in 
einer tiefen Krise. Wie bewerten Sie die 
aktuelle Situation?
ANDREAS BEULICH Die Lage ist 
wirklich ernst. Im Jahr 2024 wurden 
in Deutschland nur 251.900 Woh-
nungen fertiggestellt, das waren 
14,4 Prozent weniger als 2023. Und 
die Krise hat sich weiter verschärft: 
2025 wurden in Deutschland nur 
noch 206.600 Wohnungen fertig-
gestellt. Das sind weitere 18 Pro-
zent, also 45.400 Wohnungen we-
niger als im Vorjahr. Damit ist der 
Wohnungsbau auf den niedrigsten 
Stand seit 2012 gefallen. Das ist 
viel zu wenig! Der tatsächliche Be-
darf liegt deutlich höher. 

Welche unmittelbaren Konsequen-
zen der niedrigen Baufertigstellungs-
zahlen beobachten Sie?
BEULICH Die Auswirkungen sind viel-
fältig. Das naheliegendste ist natür-
lich der Fakt, dass die Menschen kei-
ne Wohnungen mehr finden und die 
Mieten steigen. In vielen Städten und 

Landkreisen ist dadurch der Erwerb 
von Eigentum mit einem durchschnitt-
lichen Einkommen für viele Haus- 
halte unmöglich geworden. Zudem 
tritt der normalerweise eintretende 
Sickerprozess nicht ein – also der 

Prozess, dass Menschen aus ihren 
Häusern und Wohnungen ausziehen 
und dadurch freien Raum für andere 
schaffen. Wir bauen längst nicht ge-
nug Wohnungen, um diesem Bedarf 
zu folgen.

Sie sprechen nicht nur von einer Im-
mobilienkrise, sondern von einer Wirt-
schaftskrise. Ist das legitim?
BEULICH Die Immobilienwirt-
schaft ist absolut fundamental für 
die deutsche Wirtschaft. Es gibt 

eine fast durchgängig inländische 
Wertschöpfungskette: Von den 
Baustoffen über die Bauunter-
nehmen, die Architekten, die Finan-
zierungen bis hin zur öffentlichen 
Infrastruktur – alles passiert hier in 
Deutschland. Diese gesamte Wert-
schöpfung kommt direkt den Steu-
ereinnahmen des Bundes und der 
Länder zugute. Jede neu gebaute 
Wohnung hilft, die Steuerbasis zu 
verstärken. Insofern hat die Im-
mobilienwirtschaft fundamentale 
Bedeutung für die Volkswirtschaft. 
Vor dem Hintergrund bekommt die 

Immobilienwirtschaft viel zu wenig 
Aufmerksamkeit. Gerade jetzt kann 
gerade die Immobilienwirtschaft für 
Wirtschaftswachstum sorgen. Zudem 
haben wir einen Nachfrageüberhang 
von mehreren hunderttausenden 
Wohnungen. 

Eine spannende Perspektive, die oft 
unterschätzt wird. Was könnte Politik 
tun, um den Markt zu beleben?
BEULICH Analog zum Wiederaufbau 
von Deutschland nach dem Zweiten 
Weltkrieg oder dem Aufbau Ost nach 
der Wiedervereinigung sollten Inves-
tive Anreize wie steuerliche Abschrei-
bung für eine schnelle Ankurblung des 
Wohnungsbaus in den Fokus rücken. 
Das hat funktioniert. Vor allem wird 
dadurch privates Kapital aktiviert. 

Was müsste neben einer Sonderab-
schreibung noch passieren?
BEULICH Zinsgünstige Kredite, In-
vestitionshilfen, schnelle Planungen, 
mehr Flächen, die Möglichkeit zum 
einfachen und kostensparenden Bau-
en. Wir müssen privates Kapital für 
die weitere Expansion des Immo-
bilienmarktes mobilisieren. Das ist 
entscheidend. Wir werden es nicht 
schaffen, alles und ewig zu fördern. 
Jetzt ist die Chance, den Grundstein 
für Wachstum zu legen. Zudem ist die 
Nachfrage da.

Ein weiteres Kernthema des BFW ist 
Rechtssicherheit für den Gebäudetyp E. 
Was genau steckt dahinter?

BEULICH Hier gibt es ein wichtiges 
Missverständnis zu klären: Wir brau-
chen keinen neuen Gebäudetyp! Es 
geht darum, Kosten zu sparen, indem 
wir auf Grundlage reduzierter Anfor-
derungen von einem heute hohen Ni-
veau an Auflagen abweichen können. 
Insofern mögen wir diese Bezeich-
nung inzwischen nicht mehr. Wir soll-
ten besser von einem neuen „Normal“, 
einem Basisstandard Wohnungsbau 
sprechen, der dann klar und rechtssi-
cher zu bezahlbarem Wohnraum führt. 

Wie sieht das konkret aus?
BEULICH Vereinfacht gesagt: Ent-
scheidend ist die Klarstellung, dass 
die bauordnungsrechtlichen Anfor-
derungen die übliche Beschaffenheit 
darstellen und technische Regelwerke 
nicht automatisch als anerkannte Re-
geln der Technik gelten. Das Bauord-
nungsrecht definiert bereits heute den 
maßgeblichen Sicherheits- und Quali-
tätsstandard. Wird dieser Maßstab zi-
vilrechtlich zugrunde gelegt, entsteht 
unmittelbar Rechtssicherheit, ohne 
zusätzliche Regelungssysteme 
oder neue Standards schaffen 
zu müssen. Das ist die Basis. 
Alles, was darüber hinaus-
geht, entscheidet der Kunde 
auch vor dem Hintergrund 
höherer Kosten. 

Das bedeutet also Ver-
einfachung bei gleich-
zeitiger Rechtssicher-
heit?
BEULICH Genau! 
Reduzierung der 
Deckenstärke, Ab-
striche bei erhöhten 
Schall- und Tritt-
schallschutz auf das 
technisch notwen-
dige Maß – aber 
alles rechtssicher, 
sodass Projektent-
wickler, Planer und 
Bauunternehmen 
keine Angst vor Scha-
densersatzansprüchen 
haben. Und um auch 
hier Missverständnissen 
vorzubeugen: Bauen muss 
sicher und qualitätvoll 
sein. Wir möchten keine si-

Die aktuelle Wohnbaukrise stellen BFW-Bundesgeschäftsführer  
Andreas Beulich und sein Team in unterschiedlichsten Bereichen vor  
Herausforderungen. Im Interview mit der FWW-Redaktion benennt er 

die wesentlichen Themen im Tagesgeschäft.    

„Wir müssen privates 

Kapital für die 

weitere Expansion des  

Immobilienmarktes 

mobilisieren.“

BFW-Bundesgeschäftsführer 
Andreas Beulich
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cherheitsrelevanten Kriterien in Frage 
stellen. Es geht darum, kosteneffizien-
ter bauen zu können und unnötigen 
teuren Ballast abzuwerfen.

Kommen wir damit dem Ziel näher, 
die Eigentumsquote in Deutschland 
anzuheben?
BEULICH Ja, das ist ein absolutes 
Kernziel: Wir müssen die Eigen-
tumsquote der Deutschen deutlich 
anheben. Wir sind im europaweiten 
Vergleich Schlusslicht. Im Jahr 2024 
wohnten in Deutschland nur gut 47 
Prozent der Personen im Eigentum 
– etwas weniger als im Jahr zuvor.
Der EU-Durchschnitt liegt bei etwa
68 Prozent. In keinem anderen EU-
Land wohnen weniger Menschen
im Eigentum als in der Bundesrepub-
lik. Das ist ein riesiges Potenzial, das
wir nutzen müssen. Hier muss endlich
etwas passieren. Die Menschen wol-
len Eigentum bilden.

In der Politik gibt es dagegen eher 
Bestrebungen, aus dem Wohnungsbau 
eine staatliche Aufgabe zu machen.
BEULICH Der Blick nach Berlin zeigt, 
welche Dimension die Debatte be-

kommen kann: Die Initiative „Deut-
sche Wohnen & Co. enteignen“ will 
Unternehmen mit mehr als 3.000 
Wohnungen vergesellschaften. Damit 
würden jegliche privaten Investitio-

nen in den Wohnungsmarkt unterblei-
ben.  Wir benötigen doch aber genau 
jetzt mehr Wohnraum, wir müssen 
bauen. Vergesellschaftung schafft 
dagegen nur Unsicherheit und sorgt 

für keinen einzigen neuen Quad-
ratmeter Wohnraum. Die Ankündi-
gung des Koalitionsausschusses, 
mit einem Bundesgesetz solchen 
Bestrebungen auf Länderebene 
entgegenzutreten, kam jetzt zum 
richtigen Zeitpunkt. Damit wird der 
private Wohnungsbau gestärkt. Wir 
hatten uns in den vergangenen Wo-
chen und Monaten intensiv in diese 
Debatte eingebracht. Politik muss 
aber auch klar sein, dass jetzt wei-
tere Schritte folgen müssen, um die 
Ursachen für solche Rufe nach Ver-

staatlichung grundlegend zu beheben.

©
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Jährlich fertiggestellte Wohnungen
Wohn- und Nichtwohngebäude, in Tausend

Statistisches Bundesamt (Destatis), 2026

Baufertigstellungen

Passt nicht gibt’s nicht.
Bosch Wärmepumpen – immer die richtige Lösung.

Im Alltag zählt, was funktioniert. Deshalb bietet Bosch für jede Situation 
die passende Wärmepumpe, egal ob Bestand oder Neubau, klein oder groß. 
Eine Range, die so vielfältig ist wie die Aufgaben, die sie löst. 

www.bosch-homecomfort.de Mehr 
erfahren.

BHC_26_232 - Aktualisierung Anzeigenübersicht_1:1_Anzeige_WP_Range.indd   1BHC_26_232 - Aktualisierung Anzeigenübersicht_1:1_Anzeige_WP_Range.indd   1 22.05.26   11:0722.05.26   11:07

„Der Gebäudetyp E 

muss in den Landes-

bauordnungen  

verankert werden.“

https://www.bosch-homecomfort.com/de/de/wohngebaeude/start/
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Erhebungen der Arbeitsgemein-
schaft für zeitgemäßes Bauen 
e. V. (ARGE) bezogen auf ein für

den Geschosswohnungsbau typisches 
Mehrfamilien-Referenzgebäude zeigen, 
dass sich die Bauwerkskosten je Qua-
dratmeter Wohnfläche zwischen dem 
1. Quartal 2000 und dem 4. Quartal
2025 mehr als verzweieinhalbfacht ha-
ben. Der ARGE-Bauwerkskostenindex
erreicht zum Bezugszeitpunkt 260 In-
dexpunkte und liegt damit um 38 Punk-

te über dem amtlichen Baupreisindex 
sowie um 96 Punkte über dem Index 
der allgemeinen Lebenshaltungskos-
ten. Von einer pauschalen „Baupreisex-
plosion“ kann mit Blick auf langfristige 
Reihen zwar nicht gesprochen werden; 
gravierender ist vielmehr die wachsen-
de Spreizung zwischen Baupreis- und 
Bauwerkskostenentwicklung sowie der 
zunehmende Abstand zur allgemeinen 
Teuerungsrate. Auffällig ist die diver-
gente Kostenentwicklung in den ein-

zelnen Leistungsbereichen. Während 
sich der Rohbau seit dem Jahr 2000 
um rund 108 % verteuerte, weist der 
konstruktive Ausbau eine Steigerung 
von 159 % auf. Mit Abstand am stärks-
ten verteuerten sich die technischen  
Gewerke Heizung, Lüftung, Sanitär und 
Elektro um 384 %. Ursächlich hierfür 
sind in erster Linie verschärfte ord-
nungsrechtliche Anforderungen, etwa 
bei der Energieeffizienz (z. B. durch No-
vellen des Gebäudeenergiegesetzes 

B F W  A K T U E L L  W O H N U N G S N E U B A U

Bauwerkskosten, technischer Ausbau und veränderte Finanzierungs- 
bedingungen – die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für den Wohnungs-

neubau haben sich innerhalb der letzten 25 Jahre grundlegend verändert.
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2023 und 2024 mit Absenkung des zu-
lässigen Jahres-Primärenergiebedarfs 
und verpflichtenden Anteilen erneuer- 
barer Wärmeversorgung), bei Barriere- 
freiheit, Brand-, Schall-, Stand-, 
Sturm- und Erdbebensicherheit sowie 
zahlreiche kommunale Auflagen. Die 
zunehmende Komplexität des baurecht- 
lichen Regelwerks erschwert insbe- 
sondere kleinen und mittleren  
Unternehmen die Realisierung von 
Skaleneffekten. Eine Folge der Kosten-
verschiebung zugunsten kurzlebigerer 
technischer Komponenten ist die rech-
nerisch sinkende mittlere Nutzungs-
dauer eines Referenz-Wohngebäudes 
auf nur noch rund 36 Jahre.

Dynamischer Kostenschub
Eine zweite Verwerfung markiert das 
Krisenfenster 2020–2025: COVID-19-
Pandemie, gestörte globale Liefer-
ketten und der russische Angriffskrieg 
gegen die Ukraine seit dem 24. Feb-
ruar 2022 lösten einen kurzfristigen, 
äußerst dynamischen Kostenschub 
aus. Allein in diesem Fünfjahreszeit-

Wohnungsneubau in Deutschland 
steht unter Druck

von Prof. Dipl.-Ing. DIETMAR WALBERG
Geschäftsführer der 

Arbeitsgemeinschaft für zeitgemäßes Bauen e. V.

raum stiegen die Herstellungs- und 
Bauwerkskosten um über 52 %. Zum 
Stand 4. Quartal 2025 erreicht der 
Median der Erstellungskosten (ohne 
Grundstück und ohne Finanzierung) in 
deutschen Großstädten 4.631 EUR/m² 
Wohnfläche, mit projektabhängigen 
Spannen zwischen 3.200 und 8.600 
Euro. Nur 2,3 % der untersuchten Vor-
haben werden mit Bauwerkskosten 
unterhalb von 3.000 EUR/m² realisiert, 
obwohl dieses Niveau bei Einhaltung 
gesetzlicher Mindestanforderungen  
und auskömmlicher Ausstattung grund- 
sätzlich erreichbar wäre. 
Über 70 % der Großstadtprojekte lie-
gen bei den Bauwerkskosten oberhalb 
von 3.500 EUR/m². Die Studie deutet 
dies als Hinweis darauf, dass die gel-
tenden Qualitätsstandards bauwerks-
kostenseitig ein Maximum erreicht 
haben und in der Diskussion um ver-
zichtbare, über einen gemeinsam zu 
definierenden Qualitätsmaßstab hin-
ausgehende Anforderungen ein erheb-
liches Einsparpotenzial sichtbar ge-
macht wird.

Phänomen „Zins-Echo“
Parallel zur Kostendynamik hat sich 
auch die Finanzierungsseite funda-
mental gewandelt. Nach einer fast 
zehnjährigen Abwärtsbewegung der 
Bauzinsen – von 3,3 bis 4,5 % im Ja-
nuar 2011 auf historische Tiefstände 
zwischen 0,69 % und 1,27 % zwischen 
2019 und Anfang 2021 – kehrte sich 
die Entwicklung 2022 abrupt um. Die 
Europäische Zentralbank hob den Leit-
zins binnen eines Jahres von −0,5 % auf 
rund 4,0 % an; die Bauzinsen erreichten 
zeitweise ebenfalls etwa 4 % und ver-
harrten bis Anfang 2026 trotz Leitzins-
absenkung auf etwa 2,0 % weiterhin 
zwischen 3,5 % und 3,8 %. Unter ty-
pischen Konditionen einer 80-prozen-
tigen Fremdkapitalfinanzierung über  
30 Jahre bei 3,5 % Effektivzins ergibt 
sich ein durchschnittlicher monatlicher 
Kapitaldienst von 18,27 EUR/m² – ohne 
Verwaltung, Instandhaltung, Mietaus-
fallrisiko und Eigenkapitalrendite. Das 
von der ARGE e. V. als „Zins-Echo“ be-
zeichnete Phänomen beschreibt die 
Multiplikation dieser Belastung: Stei-

Kostenentwicklung im Wohnungsbau (seit 2000)
Bauwerkskosten von 2000 bis Q4/2025 sowie Prognose für Q2/2026

Quelle: Arbeitsgemeinschaft für zeitgemäßes Bauen
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DER AUTOR
Prof. Dietmar Walberg, Geschäftsführer der Arbeitsgemeinschaft für 
zeitgemäßes Bauen e. V., ist Dipl.-Ing. Architekt und Honorarprofessor 
Fachgebiet Nachhaltiger Wohnungsbau am Fachbereich Bauwesen der 
TH Lübeck. Er veröffentlichte diverse Schriften zu bautechnischen und 
bauwirtschaftlichen Themen, darunter zwei Machbarkeitsstudien zur Um-
setzung der Klimaneutralität im Wohngebäudebestand im Auftrag des 
Senats der Freien und Hansestadt Hamburg und der Landesregierung 
Schleswig-Holstein sowie zum „Regelstandard Erleichtertes Bauen“.

gende Baukosten erfordern höheres 
Fremdkapital, das zudem teurer ge-
worden ist. Allein der Zinsanteil stieg 
von rund 1 € (2020) auf 6,29 EUR/m² 
(2025).

Modelle „anderen Bauens“
Die Folgen sind in den Genehmigungs- 
und Fertigstellungszahlen ablesbar, 
dies erfolgt allerdings zeitversetzt: 
Bis 2021/2022 stützten vor der Zins-
wende abgesicherte Finanzierungen 
das Bauvolumen. Mit Wirkung ab 2024 
brachen die Baugenehmigungen von 
rund 381.000 (2021) auf 215.000 Ein-
heiten (2024) ein – ein Rückgang um 
43 %; die GdW-Prognose erwartet 
zwischen 2024 und 2026 weitere Fer-
tigstellungsverluste von über 20 %. 
Destatis berichtet am 22. Mai 2026 
den Tiefstand von ca. 206.600 fertig-
gestellten Wohnungen im Jahr 2025.

Frei finanziert sind Nettokaltmieten 
unter 20 EUR/m² praktisch nicht mehr 

Herstellungs- und Grundstückskosten in deutschen Großstädten
Q1/2020 und Entwicklung zum aktuellen Kostenniveau

Wohnungsneubau in deutschen Großstädten
Grundlage: Auswertung fertiggestellter 

und abgerechneter Bauvorhaben

Bruttokosten
Kostenstand Q4/2025
Kostenstand Q1/2020

Quelle: Arbeitsgemeinschaft für zeitgemäßes Bauen

darstellbar; in alternativen Berech-
nungsmodellen werden sogar 23 bis 25 
EUR/m² ermittelt. Um sozialverträg- 
liche Mieten zwischen 7 und 10,50 
EUR/m² zu erreichen, sind Förder- 
bzw. Subventionsbarwerte zwischen  
2.160 und 3.225 EUR/m² erforderlich 
– Größenordnungen, die das Volumen
bestehender Programme etwa der

zweckvermögensbasierten Förderung 
in Schleswig-Holstein deutlich über-
steigen. Konsequente Modelle eines 
„anderen Bauens“ mit Investitionskos-
ten von unter 4.000 EUR/m² könnten 
den Subventionsbedarf erheblich sen-
ken und so selbst bei gleichbleiben-
dem Fördervolumen mehr bezahlbaren 
Wohnraum ermöglichen.

steps
for children

Die Stiftung baut und betreibt Suppenküchen, die täglich über 2.000 Kinder und Jugendliche mit einer warmen, 
nahrhaften Mahlzeit versorgen. Für viele ist dies die einzige gesicherte Mahlzeit des Tages – und damit ein 
entscheidender Faktor für Konzentration, Gesundheit und Lernfähigkeit. 

Parallel dazu schafft steps for children Orte des Lernens: In den vergangenen zwei Jahrzehnten wurden über 
30 Gebäude und Lernräume gebaut oder umgebaut – darunter Klassenräume für Kindergarten- und 
Vorschulkinder und multifunktionale Bildungsräume. Diese Infrastruktur bildet das Rückgrat der Bildungszentren, 
in denen Kinder kontinuierlich gefördert und begleitet werden. 

Die Stiftung kombiniert bauliche Maßnahmen mit umfassender Betreuung und Einkommen generierenden 
Projekten vor Ort – ein Modell, das sich seit 2006 bewährt.

Wer die Arbeit der Stiftung unterstützen oder mehr über die

Wirkung der Projekte erfahren möchte, findet weiterführende

Informationen und Kontaktmöglichkeiten direkt bei steps for children.

Jede Form der Beteiligung trägt dazu bei, Bildungsräume zu schaffen 

und jungen Menschen langfristige Perspektiven zu eröffnen.

T + 49 (0) 40 389 027 88
info@stepsforchildren.de stepsforchildren.de

Suppenküchen, Lernräume, Perspektiven 

Soziale Infrastruktur als Fundament: 

In vielen Regionen Namibias fehlt es Kindern und Jugendlichen an grundlegenden Bildungs-
voraussetzungen: Fehlende Infrastruktur, unzureichende Ernährung und soziale Unsicher-
heiten erschweren den Lernalltag. Gleichzeitig wächst das Bewusstsein dafür, dass stabile 
Gesellschaften nur entstehen, wenn junge Menschen Zugang zu Bildung und verlässlicher 
Versorgung erhalten. Genau hier setzt die Stiftung steps for children seit 20 Jahren an.

Investition in Zukunft: 
Nachhaltige Bildungsräume in Namibia

https://www.stepsforchildren.de/
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BauGB-Novelle:  
Beschleunigung  
und Regulierung

Der Entwurf setzt an richtigen 
Punkten an. Digitalisierung, 
Verfahrensstraffung und klare-

re Fristen können die Bauleitplanung 
tatsächlich beschleunigen. Gleichzeitig 
zeigt sich, dass zusätzliche Eingriffs-
möglichkeiten und eine steigende Re-
gelungsdichte diese Effekte relativie-
ren können. Für die Praxis stellt sich 
daher die zentrale Frage, ob die No-
velle tatsächlich mehr Tempo im Bau-
planungsrecht ermöglicht oder neue 
Hürden überwiegen. 
So führt der verstärkte Fokus auf Kli-
maschutz und Klimaanpassung zu 
deutlich mehr Regulierung. Es besteht 
insbesondere das Risiko, dass städte-
bauliche Verträge mit Maßnahmen 
zum Klimaschutz und zur Klimaresi-
lienz überfrachtet werden. Hier ist 
Augenmaß der Kommunen gefragt, 
weil ansonsten Bauprojekte nicht wirt-
schaftlich tragfähig umgesetzt wer-
den können.

Überragendes öffentliches Interesse 
für den Wohnungsbau?
Der Wohnungsbau soll als überragen-
des öffentliches Interesse gestärkt 
werden. Voraussetzung ist jedoch, 

dass ein Bebauungsplan vorliegt und 
das Gebiet per Landesverordnung als 
Gebiet mit Mangellage ausgewiesen 
ist.

Damit entsteht ein formalisiertes Ver-
fahren mit zusätzlichen Vorstufen. Das 
heißt, der Wohnungsbau profitiert erst 
dann von der Regelung, wenn bereits 
ein qualifizierter planerischer Rah-
men geschaffen wurde. Gerade in an-
gespannten Märkten stellt dies keine 
Beschleunigung dar, sondern eine zu-
sätzliche Hürde. Zudem bleibt der un-
beplante Innenbereich unberücksich-
tigt, obwohl dort erhebliche Potenziale 
für Nachverdichtung, Aufstockung und 
Umnutzung bestehen. Der Regelung 
fehlt damit die Breitenwirkung, die 
für eine spürbare Beschleunigung not-
wendig wäre (BFW-Stellungnahme, 
Seiten 8 bis 10).

Erweiterung der Vorkaufsrechte 
gefährdet Rechtssicherheit
Die geplanten Änderungen bei den 
kommunalen Vorkaufsrechten betref-
fen mehrere Einzelregelungen. Die im 
Referentenentwurf geplante Erweite-
rung des kommunalen Vorkaufsrechts 

nach § 24 BauGB bei „Verdacht auf 
verfassungsfeindliche Bestrebungen“ 
wurde gestrichen. Die grundsätzliche 
Kritik bleibt. Vorgesehen sind Erwei-
terungen bei baulichen Missständen, 
die Einbeziehung prognostizierter Nut-
zungsabsichten sowie ein zusätzlicher 
Tatbestand, der an Eigenschaften des 
Erwerbers anknüpft.

Damit verschiebt sich der Anknüp-
fungspunkt des Vorkaufsrechts. Maß-
geblich ist nicht mehr allein der objek-
tive Zustand des Grundstücks, sondern 
zunehmend eine Bewertung zukünfti-
ger Entwicklungen oder persönlicher 
Umstände. Für Kaufvertragsparteien 
bedeutet das, dass ein wirksam ab-
geschlossener Vertrag auch dann noch 
infrage gestellt werden kann, wenn die 
Immobilie zum Zeitpunkt des Verkaufs 
ordnungsgemäß genutzt wird.

Gerade die Abkehr von objektiven Kri-
terien hin zu prognostischen Einschät-
zungen führt zu erheblichen Unsicher-
heiten in Transaktionen. Die rechtliche 
Überprüfbarkeit solcher Entschei-
dungen ist unklar, weil die zugrunde 
liegenden Bewertungen nur schwer 

Die Bundesregierung macht nun Tempo. Nach  
dem Kabinettsbeschluss hat das parlamentarische 
Verfahren begonnen, das bis Ende 2026  
abgeschlossen werden soll.

nachvollziehbar sind. Hinzu kommt, 
dass die einzelnen Erweiterungen 
keinen Beitrag zur Schaffung neuen 
Wohnraums leisten. Das Vorkaufsrecht 
führt ausschließlich zu einem Eigen-
tumswechsel. Die eigentlichen Stell-
schrauben, nämlich Baulandmobilisie-
rung, Genehmigungsbeschleunigung 
und Investitionssicherheit, bleiben un-
berührt (BFW-Stellungnahme, S. 18 bis 
26).

Energetische Sanierung neben 
Milieuschutz ermöglichen
Für soziale Erhaltungsgebiete enthält 
der Entwurf Regelungen zur energe-
tischen Sanierung. Danach können 
Gemeinden künftig durch Satzung be-
stimmte energetische Maßnahmen 
von der Genehmigungspflicht frei-
stellen. Zudem wird klargestellt, dass 
auch Maßnahmen zulässig sein sollen, 
die über gesetzliche Mindeststandards 
hinausgehen.
In der praktischen Wirkung bleiben diese 
Ansätze jedoch begrenzt. Die Geneh-
migungspflicht wird nicht aufgeho-
ben, sondern bleibt als Grundstruktur 
bestehen. Ob Erleichterungen greifen, 
hängt von der jeweiligen kommunalen 

Satzung ab. Damit entstehen weiter-
hin unterschiedliche Anforderungen je 
nach Standort.
Auch bei genehmigungspflichtigen 
Maßnahmen bleibt es bei einer Ein-
zelfallprüfung, bei der mögliche Aus-
wirkungen auf die Zusammensetzung 
der Wohnbevölkerung prognostisch 
bewertet werden. Für Eigentümer be-
deutet das weiterhin erhebliche Un-
sicherheit in Planung und Umsetzung.
Besonders relevant ist dies für Maß-
nahmen, die nur bei höheren energeti-
schen Standards wirtschaftlich sinnvoll 
sind oder Voraussetzung für Förder-
programme darstellen. Wenn solche 
Maßnahmen weiterhin mit Genehmi-
gungsrisiken verbunden sind, besteht 
die Gefahr, dass Investitionen unter-
bleiben oder deutlich eingeschränkt 
werden (BFW-Stellungnahme, Seiten 
26 bis 29).

FAZIT
Die BauGB-Novelle enthält wichti-
ge Ansätze zur Beschleunigung der 
Bauleitplanung. Gleichzeitig führt sie 
zu neuer Regelungsdichte. Der Woh-
nungsbau benötigt jedoch verlässliche 
Rahmenbedingungen. Gerade bei den 
Vorkaufsrechten und bei der Umset-
zung energetischer Maßnahmen in 
Erhaltungsgebieten ist eine deutliche 
Nachjustierung erforderlich, um die 
Ziele der Novelle tatsächlich zu errei-
chen.

FRANCO HÖFLING

Justiziar/Leiter Recht

franco.hoefling@bfw-bund.de

BFW-Newsroom BFW-Stellungnahme

mailto:franco.hoefling%40bfw-bund.de?subject=
https://www.bfw-newsroom.de/baugb-novelle-in-der-anhoerung-vereinfachungen-mit-grenzen/
https://www.bfw-newsroom.de/wp-content/uploads/2026/04/260429_BFW_Stellungnahme_Bauplanungsrecht-1.pdf
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Hier sind die Antennen schon lan-
ge sensibel auf das eingestellt, 
was eben noch nicht so bekannt 

ist. Früher war hier der Horchposten 
amerikanischer und deutscher Nach-
richtendienste. Heute gilt die ganze 
Aufmerksamkeit der Zukunft des Bau-
ens. 

B&O hat die alten Kasernengebäude 
behutsam modernisiert, Lücken mit 
innovativen Holzgebäuden klug nach-
verdichtet und dabei Schwerpunkte 
entwickelt, die sich in aller Kürze als 
ganzheitlich beschreiben lassen. Es ist 
ein eigener Stadtteil, dessen Vielsei-
tigkeit schwindelig machen kann. Und 
dann sind da noch das erste Holzhoch-
haus und viele innovative Ansätze zur 
Zukunft des Bauens. 
Das allein ist schon beeindruckend. 
Doch neben den vielen eher konven-
tionell anmutenden Gebäuden, also 
Einfamilienhäusern, dem so wichtigen 
Mitarbeiterwohnen, überbautem Park-
raum und Mehrgeschossern in Holzhy-
brid-Bauweise, gibt es noch das Quar-
tiersheizkraftwerk (nominiert für den 
Industriebaupreis 2026), die Solar- 
stromversorgung und das Tagungs- 

und Parkhotel in der schönen oberbay-
rischen Landschaft gelegen. 
An den noch unbekannteren Formen 
wird ebenso geforscht. B&O startet 
hier „eine Reise in die Zukunft des 
Bauens“.
Dr. Ernst Böhm, Gründer B&O Grup-
pe, und Achim Mantel, Leiter von For-
schung und Entwicklung, erläuterten 
bei dem Besuch der BFW-Delegation 
den Ansatz, effiziente Prozesse, hohen 
Vorfertigungsgrad und ressourcen-
schonende Bauweisen konkret auf die 
Schaffung von bezahlbarem Wohn-
raum anzuwenden.

„Radikale Reduktion zur  
Erhöhung der Robustheit“
Zurzeit in aller Munde ist das „Einfache 
Bauen“. Die Diskussionen um den Ge-
bäudetyp E haben das Interesse vieler 
geweckt, die Technikausstattung wie-
der etwas zurückzunehmen. Smart Li-
ving oder Back to the Basics? Im Bad 
Aiblinger ForschungsQuartier regiert 
die Reduktion auf das Wesentliche. 
„Einfach Bauen“ ist ein Forschungs-
projekt von Florian Nagler Architekten 
in Kooperation mit der TU München 
und Transsolar. 

Die Zukunft des Bauens 
entsteht in Oberbayern

Wenn die Zukunft des Bauens eine Adresse hätte, dann wäre es das 
B&O Bau ForschungsQuartier. Auf dem ehemaligen Militärareal in Bad Aibling 

ist seit 2005 ein neuer Stadtteil entstanden – in Holzhybridbauweise. 

„Sie brauchen wenig Energie, sind gemütlich im Winter und 
angenehm kühl im Sommer. Was einfach klingt, wurde wis-
senschaftlich genau erforscht. So entstehen Häuser, die 
lange halten, gut funktionieren und umweltfreundlich sind.“
Drei nebeneinander stehende Gebäude sind sich äußerlich 
recht ähnlich, doch unterscheiden sie sich in ihrer Bauwei-
se erheblich. Eins aus Ziegel, eins aus Holz und eins aus 
Dämmbeton. Seit 2021 wird das Raumklima in den Ge-
bäuden dauerhaft gemessen. Das Projekt zeigt, dass Bauen 
auch mit viel weniger Aufwand nachhaltiger, kostensicherer 
und langlebiger sein kann, und wurde dafür 2022 mit dem 
Deutschen Nachhaltigkeitspreis Architektur ausgezeichnet. 

Und diese Reise geht weiter. Im Forschungshaus 4, dem ers-
ten Haus der zweiten Serie, dominieren Holz und Lehm. Die 
Weiterentwicklung der Forschungsserie „Einfach Bauen“ mit 
dem Forschungshaus 5 besteht aus einer Kombination aus 
vorgefertigten Holzfassadenelementen, tragenden Kaltzie-
gelwänden und innovativen Deckenaufbauten. Monolithische 
Bauweise mit Fokus auf Mehrgeschossigkeit, Ressourcen-
effizienz und Kreislaufmaterialien.

BAUSTELLE 
Der neue, alte Trend der Bauwirtschaft ist die Vorfertigung 
und die modulare Bauweise, die Kosten sparen kann und 
vor Ort auf der Baustelle zu schnelleren Ergebnissen führt. 
Darauf setzten sie in Bayern. Der Clou bei B&O ist das fir-
meneigene Fertigungswerk in Frankfurt (Oder), wo die Holz-
massiv- und Holzrahmenwände für die Neubauprojekte her-

gestellt werden – aktuell mit einer Produktionskapazität von 
25.000 m2.

64 Wohneinheiten für Personalwohnen 
in Holzhybrid-Bauweise
Im bayrischen Ebersberg zeigt der Bau von Mikroapparte-
ments für das Personal der Kreisklinik, wie eine moderne 
Baustelle aussieht: Mit relativ wenigen Fachkräften wurde 
hier in kurzer Zeit viel erreicht, auch weil die örtlichen Be-
hörden bei Planung und Genehmigung nach Kräften unter-
stützt haben. 

Die in der eigenen Fabrik in Kroatien gefertigten Badezim-
merblöcke werden in den Rohbau eingebracht, bevor das 
nächste Geschoss aufgesetzt wird. Die Einheiten müssen 
dann nur noch an den richtigen Ort geschoben werden. Die 
fertigen Badzellen werden just in time auf die Baustelle ge-
liefert und nach dem Plug & Play-Prinzip im Rohbau ange-
schlossen. Sie sind gleichzeitig Bad und zentrale Technikzel-
le für die Wohnung, inklusive der Anschlüsse für die Heizung, 
Elektroinstallationen und die Küche. Dieses Baukastenprin-
zip verlangt hohe Präzision bei der gesamten Logistikket-
te, hat aber den enormen Vorteil, dass die Verbindung der 
Leitungen und Stränge von einer Person in kürzester Zeit 
vollendet werden kann.

An vielen Orten der Republik wird gerade die Zukunft ge-
staltet, mit neuen, alten Ansätzen. Hier in Oberbayern sind 
sie schon früh mutig vorangegangen.



Bundesverband Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen

24

B F W  A K T U E L L  W O H N B A U TA G

Zum Wohnungsbautag in Berlin kamen die zentralen Akteure der 
Branche zusammen. Ihre Forderung: schnelle politische Maßnahmen 

für mehr bezahlbaren Wohnraum. 

Der diesjährige Wohnungs-
bautag in Berlin zeigte 
einmal mehr, wie dringend 

der Handlungsbedarf im Woh-
nungsbau ist. Das breite Bündnis 
aus unterschiedlichen Verbänden, 
Bauwirtschaft und Mieterschutz 
machte deutlich: Ohne grundle-
gende Änderungen bei Standards, 
Verfahren und Regelwerken wird 
bezahlbarer Wohnraum nicht 
schneller entstehen.
Für den BFW war der NRW-Vor-
sitzende Martin Dornieden (Bild) 
vor Ort. Er forderte einen verbind-
lichen Paradigmenwechsel hin zu 
mehr Einfachheit im Bauen sowie 
klare, verlässliche und praxistaug-
liche Rahmenbedingungen.

Grundlage der Diskussion war die 
Studie von Prof. Dietmar Walberg 
und Arnt von Bodelschwingh zu 
Wohnungsmarkt, Wohnungsbau 
und Baukosten. Die Daten zeigen, 
dass sich die Bauwerkskosten in 
den vergangenen 25 Jahren mehr 
als verzweieinhalbfacht haben 
und weiter steigen. Die Lage auf 
dem Bau- und Wohnungsmarkt 
wird als dramatisch beschrieben; 
zugleich ist Wohnen Vorausset-
zung für wirtschaftliche Entwick-
lung.

Baustelle Deutschland – 
Wie lange noch?

Punkte für eine Trendwende 
im Wohnungsbau 

• Kurzfristige Reduktion der Baukosten
durch eine schlanke und pragmatische
Lösung des Gebäudetyp-E-Konzeptes

• Förderungen auf bezahlbares Bauen
und Wohnen fokussieren

• „Fast Lane“ fürs Wohnen: Deutlich
schneller planen, genehmigen und
bauen

• Bundesstatistik der Baubeginne –
Blindflug bei den Daten beenden

Zusätzlichen Druck erzeugen die 
internationalen Rahmenbedin-
gungen. Steigende Energiekosten, 
Inflation sowie höhere oder länger 
hohe Zinsen erschweren Finan-
zierungen und belasten Projekte. 
Dadurch geraten Renditen unter 
Druck, und Neubauvorhaben wer-
den verschoben oder ganz einge-
stellt.

„Auch die internationale Lage ver-
schärft die Sorgen der Branche: 
Martin Dornieden, Chef der Dor-
nieden Gruppe aus Mönchenglad-
bach, sieht in den Entwicklungen 
im Nahen Osten ein zusätzliches 
Risiko. Steigende Energiekosten, 
anziehende Inflation sowie höhe-
re oder länger hohe Zinsen könn-
ten die Folge sein. Das wiederum 
würde Finanzierungen zusätzlich 
erschweren und Bauprojekte wei-
ter unter Druck setzen“, zitiert die 
BILD-Zeitung Dornieden. 

Der Wohnungsbautag hat die De-
fizite klar benannt und zugleich 
die Chance eröffnet, Branchen-
erkenntnisse in konkrete Maß-
nahmen zu überführen. Ob das 
gelingt, wird sich beim Woh-
nungsbautag 2027 zeigen. 

DIE-
IMMOBILIEN

HOCH
SCHULE

.DEJETZT INFORMIEREN!

Berufsbegleitend. Flexibel. Branchennah.

 Master of Arts Real Estate Management

 Master of Science Projektentwicklung

 MBA Real Estate

Der nächste
Karriereschritt:
Master!

https://www.ebz-business-school.de/?utm_source=DomainWeiterleitung&utm_campaign=die-immobilienhochschule.de&utm_medium=Dauerhaft
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G U T  Z U  W I S S E NG U T  Z U  W I S S E N

FRANCO HÖFLING

Justiziar/Leiter Recht

franco.hoefling@bfw-bund.de

Der vom Bundeskabinett beschlosse-
ne Gesetzentwurf zur Änderung des 
Wohn- und Geschäftsraummietrechts 
(„Mietrecht II“) greift einige zentrale 
Kritikpunkte aus der Verbändean-
hörung auf. In mehreren besonders 
praxisrelevanten Bereichen wie bei 
der Indexmiete, der Kurzzeitvermie-
tung und der Vermietung von möblier-
tem Wohnraum finden sich nun etwas 
differenziertere Regelungen, die das 
ursprünglich vorgesehene Maß an Re-
gulierung abmildern. Das ist tenden-
ziell positiv. An der Grundsatzkritik des 
BFW ändert sich jedoch nichts. 

Mietrecht II: Eckpunkte und AusblickDas Gesetzgebungsverfahren zum 
WPG soll bis zur Sommerpause be-
endet sein. Die kommunale Wärme-
planung ist das zentrale Steuerungs-
instrument für die Umstellung der 
Wärmeversorgung auf erneuerbare 
Energien. Ziel der Novelle ist es, die 
kommunale Wärmeplanung praktikab-
ler auszugestalten und insbesondere 
kleine Kommunen zu entlasten. Über-
geordnetes Ziel ist der Ausbau der 
Wärmenetze für die Versorgung mit 
erneuerbarer Energie und Klimaneut-
ralität bis 2045.

Wärmeplanungsgesetz (WPG): Eckpunkte und Leitplanken

Die Transformation der Wärmeversorgung im Gebäudebe-
stand ist ein zentraler Baustein der Klimapolitik. Gleichwohl 
zeigt die Praxis, dass insbesondere im Mietwohnungsbe-
stand erhebliche Umsetzungsdefizite bestehen.
Im Rahmen des Stakeholder-Dialogs des Bundesministe-
riums der Justiz (BMJV) sowie des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie (BMWE) bringt der BFW als Inter-
essenvertreter der mittelständischen Immobilienwirtschaft 
seine Positionen ein. Ziel ist es, die rechtlichen Rahmen-
bedingungen so weiterzuentwickeln, dass die Umstellung 
auf gewerbliche Wärmelieferung, insbesondere Fernwärme, 
rechtssicher und planbar vorangebracht werden kann. Im 
Zentrum steht dabei die Weiterentwicklung von § 556c BGB 
in Verbindung mit der Wärmelieferverordnung.

Vor diesem Hintergrund ist eine grundlegende Neujus-
tierung erforderlich. Ein zentrales Element ist die Abkehr 
vom starren Kostenneutralitätsprinzip. An die Stelle einer 
vollständigen Kostenidentität zum Zeitpunkt der Umstellung 
sollte ein flexibler Maßstab treten, der lediglich übermäßige 
Kostensteigerungen verhindert. Entscheidend ist, dass die 
Regelung die wirtschaftliche Realität neuer, klimafreund-
licher Systeme abbildet und gleichzeitig Planungssicherheit 
gewährleistet. Ausgang offen. 

Mietrecht aktuell:  
Gewerbliche Wärmelieferung ermöglichen! 

Geplante Vollausbaurechte und Mitnutzungsregeln beeinträchtigen Wett-
bewerb und Ausbaugeschwindigkeit. Zu diesem Ergebnis kommen die Ver-
bände GdW, BFW und Haus & Grund in ihrer gemeinsamen Stellungnahme 
zum aktuellen TKG-Entwurf.

Die Verbände sehen im Referentenentwurf zum Telekommunikationsgesetz 
(TKG) erhebliche Risiken für den schnellen Glasfaserausbau in Deutschland. 
Statt Tempo, Planungssicherheit und Kooperation zu stärken, drohen neue 
bürokratische Hürden, Eingriffe in Eigentumsrechte und massive Wett-
bewerbsverzerrungen zulasten mittelständischer Netzbetreiber und der 
Wohnungswirtschaft.

Immobilieneigentümer und Wohnungsunternehmen treiben den flächen-
deckenden Glasfaserausbau bereits ohne Regulierung erfolgreich voran, 
sowohl durch Vereinbarungen mit Dritten als auch durch eigene Investitio-
nen. Im Neubau ist Glasfaser bis in die Wohnung (FTTH) längst Standard.

TKG-Novelle:  
Mehr Bremsklötze als Anreize für den Glasfaserausbau

Eckpunkte
• Vereinfachung der Wärmeplanung

für kleine Kommunen (bis 15.000
Einwohner). Aufwand und Ver-
fahrensdauer sollen damit stark
reduziert werden.

• Vereinfachung der Datenerhebung
• Einführung einer Kälteplanung für

Kommunen mit mehr als 45.000
Einwohnern.

BFW  
Der aktuelle Referentenentwurf zur 
Novelle des Wärmeplanungsgesetzes 
enthält sinnvolle verfahrensbezogene 
Erleichterungen für die Kommunen. An 
den grundlegenden bislang ungelös-
ten strukturellen Herausforderungen 
ändert sich nichts. Denn allein die 
Erstellung von Wärmeplänen ist kein 

Selbstzweck. Klimaschutz gewinnt 
erst dann, wenn erneuerbare Wärme 
tatsächlich in den Netzen verfügbar 
ist und genutzt wird. Ohne gesicherte 
Umsetzung besteht das Risiko, dass 
Wärmepläne zwar formell erstellt, 
jedoch mangels finanzieller, personel- 
ler oder technischer Leistungsfähig- 
keit nicht realisiert werden. Für Eigen-
tümer und Mieter geht es bei der Um-
stellung der Wärmeversorgung nicht 
allein um Klimaschutz, sondern um 
eine wirtschaftlich und sozial tragfähi-
ge Handlungsoption.

Eckpunkte 
• 	Kurzzeitvermietung

Sechs Monate mit begrenzter
Verlängerungsoption auf 8 Monate.

• 	Möblierter Wohnraum
Zeitwert als Maßstab, höhere
Pauschale und Heilungsregelung.

• 	Indexmiete
Kappung in Höhe von 3 % mit
Öffnung.

• 	Schonfristzahlung
Einmalige Erweiterung auf
ordentliche Kündigung.

mailto:franco.hoefling%40bfw-bund.de?subject=
https://www.bfw-newsroom.de/kabinett-beschliesst-mietrecht-ii-eckpunkte-und-ausblick/
https://www.bfw-newsroom.de/novelle-des-waermeplanungsgesetzes-eckpunkte-und-leitplanken/
https://www.bfw-newsroom.de/gewerbliche-waermelieferung-ermoeglichen-bfw-im-stakeholder-dialog/
https://www.bfw-newsroom.de/tkg-aktuell-referentenentwurf-enthaelt-mehr-bremskloetze-als-anreize-beim-glasfaserausbau/
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Die schwellenlose Gestaltung der neuen Kaldewei 
Aluvia mit Solidlite Technologie ermöglicht einen 
barrierefreien Einstieg an allen vier Seiten. Ein qua-
dratischer, flächenbündiger Ablaufdeckel an der 
schmalen Seite fügt sich nahtlos in das Gesamtbild 
ein. Das innovative Click’n Clean®-System mit in-
tegrierter Haarfangfunktion sorgt für eine einfache 
Wartung, erleichtert die Reinigung und erweitert 
die durchdachte Funktionalität. Mit nur einer 
Hand lässt sich der stabile Ablaufdeckel kinder-
leicht öffnen und schließen.

16 Abmessungen und 18 Farben, darunter die ed-
len Töne der Coordinated Colours Collection, bie-
ten erstklassige Dusch-Lösungen für jedes Bad. Se-
rienmäßig mit Invisible Grip ausgestattet überzeugt 
die Kaldewei Aluvia mit Solidlite-Technologie zu-
dem durch einen sicheren Stand in der Dusche. 

Die Zukunft beginnt jetzt
Für den Installateur zählt, was ihn bei der Arbeit 
wirklich unterstützt und ihn in der Praxis jeden Tag 
überzeugt – und genau das war der Entwicklungs-
antrieb von Kaldewei. Das Ergebnis: eine Dusche 
aus Kaldewei Solidlite, die durch ein geringes Ge-
wicht, außergewöhnliche Stabilität und eine erst-
klassige Oberfläche besticht. Entstanden ist eine 
Duschfläche in bewährter Kaldewei Qualität, die 
mit recyceltem Glas gefüllt ist. Dieser Kern sorgt 

für die besonderen Eigenschaften der Solidlite-Pro-
dukte: stabil, leicht, edel und dabei zu 100 Prozent 
kreislauffähig. 

Der Einbau von Kaldewei Duschflächen mit Solid-
lite-Technologie erfolgt einfach und routiniert mit 
den gewohnten Montageschritten. Ganz gleich, ob 
direkt auf dem Boden oder auf Stelzfüßen – die 
Installation ist schnell, präzise und sicher. Weder 
zeitaufwendige Ausrichtarbeiten noch eine zu-
sätzliche Schalldämmung sind erforderlich. Selbst 
schwierige Grundrisse sind kein Problem: Für jede 
Einbausituation lässt sich Kaldewei Solidlite zenti-
metergenau anpassen, denn die Duschfläche ist in-
dividuell schneidbar. 

Kaldewei Aluvia mit revolutionärer 
Solidlite™ Technologie

Edle Oberfläche, stabiles Material, gewohnt routinierte Einbauschritte: Die  
Kaldewei Aluvia ist eine Duschflächen-Revolution in herausragendem Design. 

Beckumer Straße | 33-3559229 Ahlen 
Telefon +49 2382 785 0 | E-Mail info@kaldewei.de
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mailto:info%40kaldewei.de?subject=
https://www.kaldewei.de/
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Neustrukturierung 
der Wärmewende

Noch im Juli soll das Gesetzgebungsverfahren für das neue Gebäude- 
modernisierungsgesetz abgeschlossen sein. Wir blicken auf Regelungs- 

inhalte, Systembrüche und Wirtschaftlichkeit.

Mit dem Gebäudemodernisie-
rungsgesetz (GModG) verfolgt 
der Gesetzgeber das Ziel, die 

Wärmewende neu zu strukturieren, die 
EU-Gebäuderichtlinie umzusetzen und 
den Ordnungsrahmen für den Gebäude-
sektor grundlegend neu auszurichten. 
Das Gesetzgebungsverfahren soll vor 
der Sommerpause im Juli 2026 abge-
schlossen werden.

Die zentrale Schwäche des Entwurfs 
liegt darin, dass er Handlungsoptionen 
für den Ersatz von Heizungsanlagen in 
ein verbindliches Ordnungsrecht über-
führt, ohne deren wirtschaftliche und 
infrastrukturelle Voraussetzungen hin-
reichend abzusichern. Dieser Befund 
betrifft weiterhin den Anschluss an 
Wärmenetze und nunmehr die fossile 
Gasheizung mit „Biotreppe“. Die Folge 
ist eine erhebliche Unsicherheit bei 
Investitionsentscheidungen, die dem 
erklärten Ziel der Beschleunigung der 
Modernisierung entgegensteht.

Gleichzeitig vollzieht der Entwurf einen 
grundlegenden und längst überfälligen 
Wandel im Neubau: Mit der Einfüh-
rung des Nullemissionsgebäudestan-

dards wird der Fokus der Regulierung 
von der reinen Energieeffizienz hin zur 
Emissionseffizienz verschoben. Öffent- 
liche Nichtwohngebäude müssen die-
sen Standard ab 2028 erfüllen, für 
sämtliche Neubauten gilt er ab dem 
1. Januar 2030. Inhaltlich bedeutet dies,
dass Gebäude eine Energieeffizienz
im EH55-Standard aufweisen und
gleichzeitig ohne direkte fossile CO₂-
Emissionen am Standort betrieben
werden.

Im Bereich des Gebäudebestands bildet 
§ 42 GModG E den zentralen Anknüp-
fungspunkt der Reform. Die Vorschrift 
weist die Entscheidung über die Hei-
zungsart grundsätzlich dem Eigentü-
mer zu und eröffnet einen technologie-
offenen Katalog zulässiger Systeme,
der neben Wärmepumpen, Fern- und
Nahwärme sowie Biomasse- und Hyb-
ridlösungen ausdrücklich auch Gas- und
Ölheizungen umfasst. Diese Neuaus-
richtung ist grundsätzlich sachgerecht,
da sie der Heterogenität des Bestan-
des und den individuellen technischen
und wirtschaftlichen Möglichkeiten für
energetische Maßnahmen Rechnung
trägt.

Die in § 42 vorgesehenen Optionen sind 
systematisch mit den Vorgaben der 
„Bio-Treppe“ nach § 43 GModG E ver-
knüpft. Diese „Bio-Treppe“ verpflichtet 
Betreiber neu installierter fossiler Heiz-
systeme dazu, ab dem Jahr 2029 einen 
steigenden Anteil klimafreundlicher 
Brennstoffe einzusetzen, beginnend 
mit zehn Prozent und ansteigend bis 
auf sechzig Prozent im Jahr 2040. Die 
Erfüllung dieser Anforderungen erfolgt 
über die vertragliche Beschaffung ent-
sprechender Energieträger und deren 
bilanzielle Nachweisführung.

Die daraus resultierenden praktischen 
Probleme sind erheblich, weil insbe-
sondere Verfügbarkeit und Preise nicht 
vorhergesagt werden können.
Diese Unsicherheit wird durch die miet-
rechtlichen Regelungen verstärkt, die 
die unkalkulierbaren Kostenwirkungen 
der „Bio-Treppe“ unmittelbar auf die 
Vertragsbeziehungen zwischen Vermie-
ter und Mieter übertragen. Nach dem 
Entwurf sollen sowohl die CO₂-Kosten 
als auch die Gasnetzentgelte künftig 
hälftig zwischen beiden Parteien auf-
geteilt werden. Darüber hinaus ist vor-
gesehen, dass Mehrkosten biogener 
Brennstoffe in den ersten drei Stufen 
der „Bio-Treppe“ jeweils zur Hälfte vom 
Vermieter zu tragen sind.

Die mietrechtliche Systematik wird dar-
über hinaus im Bereich der Modernisie-
rungsmieterhöhung angepasst. Nach 
der vorgesehenen Neuregelung in 
§ 559e Absatz 2 Satz 1 BGB E kann
weiterhin für die Ermittlung der miet-
rechtlich relevanten Modernisierungs-
kosten ein pauschalierter Instandset-
zungsanteil von 15 Prozent zum Abzug
gebracht werden. Allerdings gilt diese
Vereinfachung gerade nicht für Maß-
nahmen im Zusammenhang mit der
„Bio-Treppe“ nach § 43 GModG E. Für
diese bleibt es bei der Notwendigkeit
einer differenzierten Ermittlung des
Instandsetzungsanteils. Damit werden
ausgerechnet diejenigen Maßnahmen,

die bereits durch erhebliche Unsicher-
heiten bei den Betriebskosten geprägt 
sind, zusätzlich auch im Investitions-
bereich benachteiligt. Diese unter-
schiedliche Behandlung führt zu einer 
weiteren systematischen Ungleichge-
wichtung der Handlungsoptionen nach 
dem GModG.
In der praktischen Umsetzung führt das 
Zusammenspiel dieser Regelungen zu 
einer erheblich komplexeren mietrecht-
lichen Regulierung. Die Heizkostenab-
rechnung wird um zusätzliche Kompo-
nenten erweitert, insbesondere um die 
Differenzierung zwischen fossilen und 
biogenen Brennstoffanteilen sowie um 
deren jeweilige Kostenanteile und Um-
lageschlüssel. Gleichzeitig verschiebt 
sich das wirtschaftliche Risiko teilweise 
auf die Vermieterseite, ohne dass diese 
die Kostenentwicklung maßgeblich be-
einflussen kann. Konfliktpotenziale in 
Abrechnungsfragen und bei der Bewer-
tung der Wirtschaftlichkeit einzelner 
Maßnahmen sind damit programmiert.

Hinzu treten weitere regulatorische Ver-
schärfungen, etwa im Bereich der Ener-
gieausweise und der Berichtspflichten 
zu Treibhausgasen im Lebenszyklus. 
Für die Immobilienwirtschaft bedeutet 
dies, dass Investitionsentscheidungen 
künftig unter Einbeziehung ordnungs-
rechtlicher Unsicherheiten getroffen 
werden müssen. Gleichzeitig steigen 
die Anforderungen an Dokumentation, 
Nachweisführung und Abrechnung. 
Ausgang offen. Wir bleiben dran. 

FRANCO HÖFLING

Justiziar/Leiter Recht

franco.hoefling@bfw-bund.de
Symbolbild

mailto:franco.hoefling%40bfw-bund.de?subject=
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B F W  A K T U E L L  P E R S P E K T I V E  P O L I T I KB F W  A K T U E L L  P E R S P E K T I V E  P O L I T I K

von HENDRIK BOLLMANN
Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion für Wohnen, 

Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen

Warum gutes Wohnen die soziale 
Frage unserer Zeit ist 

Wohnen wird nicht zuletzt aufgrund rasant steigender Mieten zur  
Belastung für viele Menschen. Deshalb gehört das Thema dringend ins 

Zentrum politischer Verantwortung, fordert unser Gastautor. 

Wohnen ist weit mehr als ein 
Dach über dem Kopf. Das 
eigene Zuhause bedeutet 

Sicherheit, Verlässlichkeit und Lebens-
qualität. Für viele Menschen wird Woh-
nen jedoch zunehmend zur Belastung: 
Mieten steigen schneller als Einkom-
men, bezahlbarer Wohnraum fehlt und 
der Traum vom Wohneigentum rückt 
für viele Familien in weite Ferne.

Darauf muss die Politik eine klare 
Antwort geben. Wer nicht weiß, ob 
die Miete morgen noch bezahlbar ist 
oder ob die wachsende Familie über-
haupt noch passenden Wohnraum fin-
det, verliert Vertrauen. Nicht nur in den 
Markt, sondern auch in die Handlungs-
fähigkeit des Staates. Deshalb gehört 
Wohnen ins Zentrum politischer Ver-
antwortung. 

Deutschland muss wieder mehr bauen 
und das schneller, einfacher und be-
zahlbarer. Mit dem Bau-Turbo haben 
wir die Möglichkeit geschaffen, Woh-
nungsbau deutlich schneller umzu-
setzen. Kommunen können Verfahren 
vereinfachen und flexibler planen. Das 
spart Zeit, senkt Kosten und sorgt da-
für, dass aus Projekten endlich Woh-
nungen werden. Immer mehr Kommu-
nen wenden ihn an.

Rekordmittel für den Wohnungsbau
Mit der großen Baugesetzbuch-Novel-
le gehen wir den nächsten Schritt. Ver-
fahren werden digitaler, transparenter 
und praxistauglicher. Doppelprüfun-
gen und unnötige Verzögerungen 
bauen wir ab, Beteiligungen werden 
einfacher und Kommunen erhalten 
mehr Handlungsspielraum. Gleichzei-

tig stärken wir Kommunen im Kampf 
gegen Schrottimmobilien und geben 
ihnen bessere Instrumente für lebens-
werte und stabile Quartiere an die 
Hand. Sie sollen schneller eingreifen 
können, wenn Gebäude bewusst ver-
fallen gelassen werden oder kriminel-
le Geschäftsmodelle ganze Quartiere 
destabilisieren. Unser Ziel ist klar: le-
benswerte Quartiere statt Angsträu-
me und Verwahrlosung.

Bezahlbares Wohnen entsteht aber 
nicht allein durch schnellere Verfahren, 
sondern auch durch geringere Baukos-
ten. Mit dem Gebäudetyp E schaffen 
wir die Grundlage für kostengünstige-
res Bauen. Über Jahre hinweg haben 
immer höhere Standards das Bauen 
verteuert. Künftig sollen pragmati-
schere Lösungen rechtssicher möglich 

Symbolbild

werden. Mit weniger Normen, weniger 
Bürokratie und mehr Fokus auf bezahl-
baren Wohnraum. Die Koalition arbei-
tet unter Hochdruck an einem Modell, 
das rechtssicher und markttauglich 
sein wird.

Gleichzeitig investieren wir so stark 
wie nie zuvor in den Wohnungsbau. Der 
Bund stellt Rekordmittel für den sozia-
len Wohnungsbau bereit und stärkt zu-
sätzlich Programme für klimafreund-
lichen Neubau, Wohneigentum und 
die Umwandlung leer stehender Ge-
werbeimmobilien in Wohnungen. Mit 
dem Programm EH55 Plus aktivieren 
wir zudem bestehende Bauüberhänge, 
damit aus genehmigten Projekten rea-
ler Wohnraum entsteht. Damit sollen 
neue Dynamiken auf dem Wohnungs-
markt geschaffen werden.

Wohnen muss bezahlbar bleiben
Dazu gehört auch, dass der Staat 
stärker die Bemühungen der Partner 
am Wohnungsmarkt unterstützt. Die 
Idee einer Bundeswohnungsbaugesell-
schaft weist genau in diese Richtung. 
Der Bund soll dabei nicht selbst bauen, 
sondern seine Möglichkeiten am Kapi-
talmarkt für die Akteure am Wohnungs-
markt nutzbar machen und helfen, 
Potenziale zur Skalierung des seriellen 
Bauens zu heben. Eine Bundeswoh-
nungsbaugesellschaft kann gemein- 
sam mit den öffentlichen und privaten 
Wohnungsunternehmen neue Impul-
se setzen und dauerhaft bezahlbaren 
Wohnraum sichern. Wohnen ist Teil der 
Daseinsvorsorge und genauso muss 
Politik auch handeln. 

Ebenso wichtig bleibt ein starker 
Schutz für Mieterinnen und Mieter. 
Wohnen muss bezahlbar bleiben. Des-
halb haben wir die Mietpreisbremse 
verlängert und arbeiten an weiteren 
Verbesserungen im Mietrecht, etwa 
bei möblierten Wohnungen, Kurzzeit-
vermietungen und Indexmieten. Wir 
stärken den Mieterschutz dort, wo 

Fehlentwicklungen Menschen unter 
Druck setzen, ohne dabei Investitionen 
in neuen Wohnraum auszubremsen. 
Das ist auch im Sinne aller verantwor-
tungsvollen Akteure am Wohnungs-
markt.

Unser Anspruch ist klar: Wir wollen 
Sicherheit schaffen und Chancen er-
öffnen. Für Mieterinnen und Mieter, 

für Vermieterinnen und Vermieter, für 
Familien mit Eigentumswunsch und 
für Kommunen, die lebendige und le-
benswerte Nachbarschaften gestalten 
wollen. Die Wohnungsfrage entschei-
det mit darüber, wie gerecht unser 
Land ist. Ein gutes Zuhause darf kein 
Privileg sein, sondern muss für alle er-
reichbar bleiben.
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Der BGH hat mit Urteil vom 27. März 2026 (V ZR 
7/25) klargestellt, dass Wohnungseigentümerge-
meinschaften vor Beschlüssen über Erhaltungsmaß-

nahmen grundsätzlich nicht verpflichtet sind, mehrere Ver-
gleichsangebote einzuholen. Damit wendet sich der BGH 
gegen die bislang verbreitete Rechtsprechung, Beschlüsse 
allein wegen fehlender Alternativangebote als fehlerhaft 
einzuordnen.

Kern der Entscheidung ist eine stärkere Einzelfallorientie-
rung. Maßgeblich bleibt, ob die Beschlussfassung auf einer 
ausreichenden Tatsachengrundlage beruht. Deren Umfang 
hängt von Art, Umfang und Komplexität der Maßnahme, 
dem Auftragsvolumen, der Dringlichkeit sowie von Markt-
bedingungen und bestehenden Erfahrungen mit Auftrag-
nehmern ab. Vergleichsangebote sind dabei lediglich ein 
mögliches, nicht aber zwingendes Instrument der Informa-
tionsbeschaffung.

Dem Urteil lag die Anfechtung mehrerer Beschlüsse zu 
standardisierten Erhaltungsmaßnahmen zugrunde. Die 
Eigentümer hatten auf zusätzliche Angebote verzichtet, 
da langjährige positive Erfahrungen mit den beauftragten 
Handwerksbetrieben bestanden. Es handelt sich nach dem 
BGH nicht um einen Freibrief für eine ungeprüfte Auftrags-
vergabe. Beschlüsse bleiben anfechtbar, wenn Angebote 
objektiv ungeeignet oder deutlich überteuert sind. Die Dar-
legung entsprechender Mängel obliegt jedoch den Anfech-
tungsklägern.

Für die Praxis bedeutet dies eine spürbare Entlastung. Ver-
walter und Eigentümer erhalten mehr Handlungsspielraum, 
insbesondere bei bewährten Dienstleistern oder bei klein-

volumigen und dringlichen Maßnahmen. Die Anforderungen 
an eine sachgerechte Prüfung, Kostenplausibilität und do-
kumentierte Entscheidungsgrundlage bleiben jedoch be-
stehen.

Die Entscheidung verlagert damit den Fokus von formalen 
Anforderungen hin zur inhaltlichen Angemessenheit der Be-
schlussfassung.

Bedeutung für die Immobilienwirtschaft

Für Unternehmen, die Wohnungseigentümergemeinschaf-
ten betreuen, bringt die Entscheidung eine spürbare Klar-
stellung für die Praxis:
• 	Keine starre Verpflichtung mehr zur Einholung mehrerer

Angebote allein zur formalen Absicherung.
• 	Größerer Handlungsspielraum bei der Beauftragung

bekannter und bewährter Dienstleister.
• 	Gleichwohl weiterhin erforderlich: sachliche Prüfung der

Maßnahme, Plausibilitätskontrolle der Kosten und vor
allem nachvollziehbare Dokumentation der
Entscheidungsgrundlage.

• 	Gerade bei standardisierten oder dringenden
Erhaltungsmaßnahmen reduziert die Entscheidung den
administrativen Aufwand, ohne die Anforderungen an
eine ordnungsmäßige Verwaltung abzusenken.

B F W  R E C H T S P R E C H U N G  A K T U E L L
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Asset Manager großer Gewer-
beimmobilien arbeiten unter 
wachsendem Druck. Investo- 
ren und Mieter erwarten be-
lastbare Abrechnungen, gleich-
zeitig zieht die Regulierung an. 
Mit jeder Flächenanpassung 
und jedem zusätzlichen Zähler 
wird die Abrechnung komple-
xer. Fehler kosten Geld und ge-
fährden die Vermietbarkeit.
Im Gewerbe reicht die Stan-
dard-Heizkostenabrechnung 
von Wohnimmobilien nicht. Was zählt, ist eine technisch sauber 
aufgenommene Liegenschaft und eine strukturierte Datenbasis, auf 
der die Abrechnung aufsetzt und Entscheidungen auf Asset-Ebene 
möglich werden. Genau dafür ist der ista Gewerbeservice gemacht.

Eine Lösung, ein Ansprechpartner
Der ista Gewerbeservice deckt den gesamten Prozess ab. Ein speziali-
siertes Team mit eigenen Ingenieuren übernimmt die Liegenschafts-
analyse, entwickelt das Messkonzept, installiert die Messtechnik und 
liefert die Abrechnung. Verbrauchsabhängig und rechtskonform. 
Ein fester Ansprechpartner koordiniert den gesamten Prozess und 
reduziert Schnittstellen zur eigenen Organisation. Das Team erfasst 
Veränderungen im Objekt zeitnah und minimiert so spätere Kor-
rekturen.

Was das in der Praxis heißt: Kö-Bogen II	
Der Düsseldorfer Kö-Bogen II ist eines der anspruchsvollsten Bei-
spiele dieser Art. Bekannt für Europas größte Grünfassade und das 
DGNB-Zertifikat in Platin. Die eigentliche Herausforderung steckt 
jedoch im Inneren: Einzelhandel, Gastronomie, Büros und eine 

fünfstöckige Tiefgarage teilen 
sich rund 41.370 Quadrat-
meter. Wärme, Wasser und 
Kälte müssen separat erfasst 
werden. Die Immobilie gehört 
zwei Eigentümern, was ge-
trennte Abrechnungskreise er- 
fordert. Viele der insgesamt 
109 Zähler sitzen in Ladenflä-
chen, vier bis fünf Meter über 
dem Boden.
Für eine belastbare Datenauf-
nahme hat das ista Team Ge-

bäudepläne gesichtet und Decken geöffnet, um alle Medien syste-
matisch zu erfassen. Aktuell laufen die Daten per M-Bus zusammen, 
zukünftig über Funk. Das Ergebnis ist eine lückenlose Basis für eine 
verbrauchsabhängige Abrechnung, die jeder Prüfung standhält.

Daten als Steuerungsgrundlage
Für Asset Manager macht dieser Aufbau den Unterschied. Eine 
saubere Datenbasis bedeutet rechtssichere Abrechnungen und eine 
Steuerungsgrundlage für Entscheidungen auf Portfolio-Ebene. 
Kombiniert mit der Energiemonitoring-Software MinuteView las-
sen sich Verbräuche unterjährig verfolgen und Optimierungen direkt 
im Objekt anstoßen. Niedrigere Energiekosten und transparente Ab-
rechnungen kommen am Ende der Vermarktung zugute.

Wertsicherung beginnt bei den Daten
Wer heute eine belastbare Datenbasis schafft, sichert Wert und Ver-
mietbarkeit von morgen. Eine kostenlose Erstanalyse zeigt, wo in der 
eigenen Liegenschaft Risiken liegen und welche Maßnahmen sich 
lohnen. Beratungstermine vereinbaren Sie unter gewerbeimmobi-
lien@ista.de

Gewerbeabrechnung: 
belastbare Daten, weniger Risiko

Belastbare Daten, weniger Aufwand. Der ista Gewerbeservice übernimmt die  
Heizkostenabrechnung für Gewerbeimmobilien, vom Messkonzept bis zur Abrechnung.

Luxemburger Straße 1 | 45131 Essen
Telefon +49 (0) 201 459-02 | E-Mail info@ista.de
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©Ingenhoven associate/HGEsch

WEG: Anforderungen  
an Vergleichsangebote

Im Vorfeld von Erhaltungsmaßnahmen mehrere Vergleichsangebote einholen? 
Nicht zwangsläufig notwendig, sagt der BGH und wendet sich damit gegen gängige 

Rechtsprechung. Es entscheidet der Einzelfall.

FRANCO HÖFLING

Justiziar/Leiter Recht  

franco.hoefling@bfw-bund.de

mailto:info%40ista.de?subject=
https://www.ista.com/de/gewerbe-industrie/dienstleistungen-und-produkte/gewerbeabrechnung/
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Spürbare Kostenreduktion, wenn 
alle Verantwortung übernehmen

Ausgangspunkt war die Erkennt-
nis, dass steigende Baukosten, 
komplexe Verfahren und hohe 

Anforderungen den Wohnungsbau 
nicht nur in Köln zunehmend erschwe-
ren. Ziel der Initiative war es, eine ge-
meinsame Haltung zur Stärkung des 
Kölner Wohnungsbaus zu entwickeln, 
die Wohnraumbereitstellung insbe-
sondere im mittleren und unteren 
Mietpreissegment zu fördern und die 
Gesamtprojektkosten im Wohnungs-
neubau unter Berücksichtigung der 
städtischen Qualitätsziele zu senken. 
Mit der Ergebnispräsentation im His-
torischen Rathaus wurde nach 140 Ta-
gen eine intensive Arbeitsphase aller 
Beteiligten beendet.

Potenziale zur Kostenreduktion
Der Prozess war bewusst als partner-
schaftlicher Dialog angelegt. Mehr 
als 150 aktiv Beteiligte aus Verwal-
tung, Wohnungswirtschaft und Politik 
brachten sich ein. Insgesamt wirkten 
18 Ämter und Stellen aus neun Dezer-
naten sowie rund 80 Vertreterinnen 
und Vertreter der Wohnungswirtschaft 
mit. In mehreren Arbeitskreisen wur-
den konkrete Ansätze zur Baukosten-
reduktion, zur Beschleunigung von 
Verfahren sowie zur Verbesserung der 
Zusammenarbeit entwickelt. 

„Dabei stand der Anspruch im Mittel-
punkt, praktikable Lösungen zu identi-
fizieren, die sowohl den wohnungswirt-
schaftlichen Realitäten als auch den 
städtebaulichen und gesellschaftlichen 
Anforderungen Kölns gerecht wurden“, 
formulierte es die Leiterin der Woh-
nungsbauleitstelle, Franka Schinkel, 
die den Prozess mit Unterstützung 
ihres Teams und den Mitstreitern von 
PD Beratung organisierte. Die Berater 
der öffentlichen Hand waren bereits in 
den Hamburger Prozess involviert.

Insgesamt wurden rund 150 Maß-
nahmen und Handlungsvorschläge 
untersucht, bewertet und weiterent-
wickelt. Die Themen reichten von der 
Anpassung von Baustandards über 
Prozessoptimierungen bis hin zu neuen 
Kooperations- und Kommunikations-
formaten. Ein besonderer Schwerpunkt 
lag auf der Frage, welche Standards 
und Vorgaben tatsächlich erforderlich 
waren und wo Vereinfachungen mög-
lich werden konnten, ohne die Qualität, 
Sicherheit und Zukunftsfähigkeit des 
Wohnungsbaus zu gefährden.

Im Arbeitskreis „Baustandards“ wur-
den zahlreiche Potenziale zur Kosten- 
reduktion identifiziert. Betrachtet 
wurden die Themenfelder Baukonst-

Auf Hamburg folgt Köln: Mit der Initiative „Köln baut bezahlbar | Wohnen für 
alle“ startete die Stadt mit Akteuren aus Verwaltung, Wohnungswirtschaft und 

Politik einen breit angelegten Dialogprozess, um Antworten auf eine der größten 
Herausforderungen zu finden: die Schaffung von mehr bezahlbarem Wohnraum.

ruktion, Gebäudetechnik, Barrierefrei-
heit, Schallschutz und Brandschutz. 
Viele der Vorschläge knüpften an 
bestehende Diskussionen 
auf Bundes- und Landes-
ebene an und griffen Er-
fahrungen u. a. aus dem 
Hamburger Prozess auf. 
„Die Ergebnisse zeigen, 
dass durch eine stärkere 
Fokussierung auf funk-
tionale Anforderungen, 
durch mehr Flexibilität 
bei Standards sowie 
durch die intelligente 
Nutzung bestehender 
Spielräume erhebliche 
Einsparungen mög-
lich sind“, resümierte 
Elisabeth Gendziorra, 
Geschäftsführerin 
des BFW-Landes-
verbandes NRW. 
Sie begleitete den 
Prozess als Patin 
eines Arbeitskrei-
ses und nutzte 
die Gelegenheit, 
Positionen der 
I m m o b i l i e n -
wirtschaft ge-
meinsam mit 
den lokalen 

Partnern der Wohnungsbauinitiative 
Köln, der Arbeitsgemeinschaft Kölner 
Wohnungsunternehmen und dem Köl-
ner Haus- und Grundbesitzerverein 
einzubringen.

Neben den Baustandards standen 
kommunale Vorgaben und Verwal-
tungsprozesse im Fokus. Gemeinsam 
wurden Anpassungen entwickelt, die 
von Stadt Köln selbst umgesetzt wer-
den konnten. Dazu gehörten unter 

anderem die Standar-
disierung und Be-

schleunigung von 
Umweltverfahren, 
die Flexibilisierung 
planungs- und bau-
rechtlicher Vorga-

ben, die Förderung 
flächeneffizienter 
und multifunktiona-
ler Lösungen sowie 
eine höhere Trans-
parenz bei be-
stehenden An-
forderungen und 
Verwaltungspra-
xen. Ziel aller 
Beteiligten war 
es, Verfahren 
nachvollzieh-
barer zu ge-

stalten, Planungssicherheit zu erhöhen 
und unnötige Kostenbelastungen zu 
vermeiden.
Die Ergebnisse des Dialogprozesses 
verdeutlichten das erhebliche Poten-
zial der gemeinsam entwickelten An-
sätze. „Die identifizierten Maßnahmen 
zeigen, dass spürbare Baukostenre-
duktionen möglich sind, wenn Verwal-
tung, Wohnungswirtschaft und Politik 
gemeinsam Verantwortung überneh-
men und neue Wege gehen“, so Elisa-
beth Gendziorra. Gleichzeitig machen 
die Ergebnisse deutlich, dass nicht 
einzelne Maßnahmen allein den Kölner 
Wohnungsbau wieder in Gang bringen 
werden: Entscheidend war vielmehr 
das Zusammenspiel verschiedener 
Instrumente – von der Optimierung 
kommunaler Vorgaben über effizien-
tere Prozesse bis hin zu notwendigen 
Anpassungen auf Landes- und Bun-
desebene.

Vom Ergebnis zur Umsetzung
Ein zentrales Ergebnis des Prozesses 
war deshalb nicht nur das entwickel-
te Maßnahmenpaket, sondern auch 
die entstandene Kultur der Zusam-
menarbeit. Der Dialog zeigte, dass 
unterschiedliche Perspektiven nicht zu 
Blockaden führen mussten, sondern 
Ausgangspunkt für gemeinsame Lö-

sungen sein konnten. Die Initiative ver-
stand sich daher ausdrücklich nicht als 
einmaliges Projekt, sondern als Beginn 
einer langfristigen Zusammenarbeit 
für einen leistungsfähigen und bezahl-
baren Wohnungsbau in Köln.

Mit der Ergebnispräsentation endete 
die Erarbeitungsphase, nun geht es 
um die konkrete Umsetzung. Vorge-
sehen sind nun die Implementierung 
der identifizierten Maßnahmen, die 
Fortführung des Dialogs in bestehen-
den Formaten sowie der Aufbau eines 
begleitenden Monitorings, das die Wir-
kung der Maßnahmen auf Wohnungs-
bauzahlen, den öffentlich geförderten 
Wohnungsbau und den preisgedämpf-
ten Wohnungsbau überprüfen soll. 

Für den notwendigen Ratsentscheid 
zu einem Paket mit 22 zustimmungs-
bedürftigen   Beschlussvorschlägen zur 
Baukostenreduktion im Kölner Woh-
nungsbau wurde seitens der Politik 
noch im Juni weiterer Beratungsbedarf 
angemeldet. Eine abschließende Ent-
scheidung über das Maßnahmenpaket 
wurde damit von Anfang Juli auf den 
Herbst verschoben. 

Der Dialog zeigte, dass unterschiedliche 

Perspektiven nicht zu Blockaden führen 

mussten, sondern Ausgangspunkt für 

gemeinsame Lösungen sein konnten.
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Der soziale Wohnungsbau be-
kommt Rückenwind. Neun 
Milliarden Euro Bundesför-
derung für 2026 und 2027, 
reduzierte regulatorische An-
forderungen und ein klares 
Bekenntnis zur Trendwende 
beim bezahlbaren Wohnraum 
sind sehr gute Voraussetzun-
gen für engagierte Bauherren 
und Investoren. Jetzt geht es 
darum, diese Rahmenbedin-
gungen in konkreten Wohn-
raum zu übersetzen. Gefragt 
sind also Bausysteme, die 
Tempo, Qualität und Energieeffizienz auf der Baustelle zusammen-
bringen. Wie das gelingt, zeigt ein aktuelles Projekt. Hier entstehen 
sechs Mehrfamilienhäuser mit insgesamt 152 Sozialwohnungen, 
vom kompakten Single-Apartment bis zur Fünfraumwohnung, ein 
erheblicher Teil davon barrierefrei und seniorengerecht. Geplant ist 
der Effizienzhaus-Standard 40 mit QNG-Siegel.

Außenwände im Geschossformat
Geprüft wurden mehrere Bauweisen, von Stahlbetonfertigteilen über 
Holz-Hybrid bis hin zum konventionellen Mauerwerk. Durchgesetzt 
hat sich am Ende das geschosshohe Ytong Systemwandelement SWE 
aus Porenbeton für tragende und nichttragende Außenwände von 
Xella. Werkseitig gefertigt, in unterschiedlichen Abmessungen und 
thermischen Qualitäten verfügbar, folgen sie einem flexiblen 2,5-cm-
Planungsraster. So verbindet das System die Effizienz standardisierter 
Bauteile mit der Flexibilität, individuelle Grundrisse wirtschaftlich 
umzusetzen. Der Clou liegt in der Verarbeitung, denn die Elemente 
werden nicht gemauert, sondern per Kran präzise aneinandergesetzt. 
Im Vergleich zum konventionellen Mauern lassen sich bei gleichem 
Aufwand bis zu 68 % mehr Wandfläche pro Tag erstellen.

Mit einem Lambdawert von λ = 0,08 W/(mK) sind die 36,5 cm di-
cken Elemente zugleich Außenwand und Dämmung. Das macht ein 

zusätzliches Wärmedämm-
verbundsystem überflüssig. 
Die monolithische Bau-
weise reduziert außerdem 
Wärmebrücken und punk-
tet bei der energetischen 
Bewertung. Geplant wurde 
das gesamte Projekt ras-
terbasiert mit blue.sprint, 
dem BIM-basierten Bera-
tungsservice von Xella.

Innenwände mit 
Silka XL Plus
Was bei den Außenwän-

den funktioniert, gilt auch innen. Mit Silka XL Plus kommt ein 
abgestimmtes Komplettsystem für tragende und nichttragende In-
nenwände zum Einsatz, ebenfalls BIM-geplant und just-in-time als 
kompletter Bausatz auf die Baustelle geliefert. Die Kalksandstein-
Regelelemente erlauben es, mühelos per Versetzgerät etwas mehr als 
einen halben Quadratmeter Wand zu setzen. Der Arbeitsaufwand 
und die Bauzeit lassen sich damit gegenüber kleinformatigen Mauer-
steinen in der Regel mehr als halbieren. Hinzu kommen die bau-
physikalischen Vorteile, denn dank hoher Druckfestigkeit auch im 
schlanken Format, entsteht bei gleicher Grundfläche mehr Wohn-
fläche. Die hohe Rohdichte sorgt außerdem für exzellenten Schall-
schutz.

Smarte Systemergänzung
Im gleichen Verfahren wurden auch Fenster und Wohnungseingänge 
in den Rohbau integriert. Die industriell vorgefertigten Fenster- und 
Türenelemente (HM-Module®) der Heinrich Meyer-Werke Breloh 
sind von der Rohsohle bis zur Rohdecke geplant. Wichtige Arbeits-
schritte wie Abdichtung, Absturzsicherung und Verschattungsmon-
tage werden damit von der Baustelle in die Industrie verlagert. 

Der Rückenwind ist da, das System auch. Jetzt kann der Wohnraum 
kommen, den Deutschland dringend braucht.

Sozialwohnungsbau in großem Format

Düsseldorfer Landstraße 395 | 47259 Duisburg
Mobil +49 (0)170 3312288 | E-Mail olaf.kruse@xella.com

Die Elemente werden nicht gemauert, sondern per Kran präzise aneinandergesetzt. 
©Foto: Xella Deutschland

Beim diesjährigen Build Europe Kongress im britischen Cambridge trafen sich  
Vertreter aus 20 europäischen Wohnungsbauverbänden. Der Austausch zeigte:  

Die Ursachen der Wohnungsbaukrise ähneln sich und gehen weit über nationale 
Besonderheiten hinaus. Ein Bericht von Federico Nahuel Lazzari,  

Generalsekretär Build Europe. 

Bei jedem Build Europe- 
Kongress freue ich mich 
besonders auf den Run-

den Tisch. Dort berichten die Vertreter 
unserer Mitgliedsverbände über die 
Lage ihrer nationalen Wohnungsmärk-
te – ohne politische Botschaften, son-
dern anhand konkreter Markterfah-
rungen. Beim diesjährigen Kongress 
in Cambridge fiel mir eine zentrale 
Gemeinsamkeit auf: Die Länder unter-
scheiden sich in Politik, Planungssys-
temen und Regulierung, die Heraus-
forderungen im Wohnungsbau jedoch 
kaum.
Spanien berichtete von chronischem 
Wohnungsmangel, Irland von ambi-
tionierten Wohnungsbauzielen, deren 
Umsetzung stockt. Das Vereinigte Kö-
nigreich schilderte die Grenzen von 
Planungsreformen, wenn Projekte be- 
reits vor Baubeginn wirtschaftlich 
nicht tragfähig sind. Die Ukraine steht 
vor der Aufgabe, nicht nur Wohn-
gebäude, sondern ganze Gemeinden 
wiederaufzubauen. Deutschland be-
richtete über sinkende Bautätig-
keit, steigende Baukosten, Probleme 
bei der Erschwinglichkeit und eine 
wachsende regulatorische Belas-
tung. Die Details unterscheiden sich, 

das Muster bleibt gleich. Lange wur-
de Wohnen als nationale Heraus-
forderung betrachtet. Cambridge 
zeichnete jedoch ein anderes Bild: 
Europa erlebt keine Vielzahl isolierter 
Wohnungskrisen, sondern unterschied-
liche Ausprägungen derselben struktu-
rellen Marktstörung.

In nahezu allen Märkten wächst das 
Wohnungsangebot langsamer als die 
Nachfrage. Bau- und Finanzierungs-
kosten sind gestiegen, Fachkräfte feh-
len, Genehmigungsverfahren dauern 
länger und neue regulatorische An-
forderungen erhöhen Kosten, Risiken 
und Projektlaufzeiten. Jede einzelne 
Vorschrift verfolgt ein legitimes Ziel. 
In ihrer Gesamtheit verschlechtern 
sie jedoch die Wirtschaftlichkeit von 
Wohnungsbauprojekten und damit die 
Erschwinglichkeit von Wohnraum. Ge-
nau hier liegt der Mehrwert von Build 
Europe. Die Organisation vertritt Woh-
nungsbauer und Projektentwickler auf 
europäischer Ebene und schafft Wich-
tiges: den Vergleich von Erfahrungen 
zwischen Märkten.
Erst im europäischen Kontext wird 
sichtbar, welche Maßnahmen An-
gebot schaffen, welche Investitionen 

bremsen und welche unbeabsichtigte 
Folgen erzeugen. In Cambridge führ-
te die Diskussion über die Umsetzung 
der Richtlinie über die Gesamtenergie- 
effizienz von Gebäuden unmittelbar zu 
einem Erfahrungsaustausch mit Polen. 
Gespräche über Genehmigungsrefor-
men mündeten in Vergleiche mit Irland 
und dem Vereinigten Königreich.

Für mich war dies die wichtigste Er-
kenntnis des Kongresses. Die Woh-
nungsbaudebatte wird oft von unter-
schiedlichen Erklärungen dominiert: 
Regulierungen, Marktversagen, Zins-
sätze oder planerische Restriktionen. 
Wenn Vertreter aus zwanzig Ländern 
dieselben Hindernisse beschreiben, 
wird jedoch deutlich, dass die Ursa-
chen weit über nationale Besonderhei-
ten hinausgehen.

Europa steht nicht vor einzelnen na-
tionalen Wohnungskrisen, sondern vor 
einer gemeinsamen Herausforderung. 
Fortschritte werden nur möglich sein, 
wenn Politik und Branche voneinander 
lernen und grenzüberschreitend zu-
sammenarbeiten. Build Europe ist der 
Ort, an dem diese Zusammenarbeit 
beginnt.

Europas Wohnungsmarkt: Viele 
Länder, dieselben Probleme

mailto:olaf.kruse%40xella.com?subject=
https://www.xella.de/de_DE/
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Zwei Länder, eine Stimme

Vorstand und Geschäftsführer David 
Jacob Huber vertreten rund 100 Mit-
gliedsunternehmen in zwei Bundeslän-
dern mit grundlegend unterschiedli-
chen Markt- und Rahmenbedingungen.
Niedersachsen ist Flächenland. Zwi-
schen der Metropolregion Hannover, 
den Mittelzentren Braunschweig, Ol-
denburg und Osnabrück und den länd-
lichen Regionen von der Lüneburger 
Heide bis nach Ostfriesland bestehen 
erhebliche Unterschiede in Marktlage, 
Wohnungsbedarf und kommunaler In-
vestitionsbereitschaft. 
In den Ballungsräumen wächst der 
Druck auf bezahlbaren Wohnraum, 
während viele Kommunen im länd-
lichen Raum Leerstände verzeichnen 
und private Investoren zurückhaltend 
agieren. Diese Heterogenität abzu-
bilden und dabei eine einheitliche 
Interessenvertretung zu leisten, ist 
strukturelle Aufgabe des BFW-Landes-
verbandes Niedersachsen/Bremen.

Laut NBank wurden 2024 landesweit 
22.500 neue Wohnungen in Nieder-
sachsen fertiggestellt, rund ein Fünftel 

weniger als im Jahr zuvor. Das Nieder-
sächsische Wirtschaftsministerium 
prognostiziert bis 2045 einen Bedarf 
von mehr als 200.000 zusätzlichen 
Wohnungen, vor allem im Geschoss-
wohnungsbau. Allein die Mitgliedsun-
ternehmen des BFW Niedersachsen/
Bremen realisieren bereits heute rund 
60 Prozent des Geschosswohnungs-
baus in Niedersachsen und Bremen 
und errichten darüber hinaus zahlrei-
che Ein- und Zweifamilienhäuser.

Ein zentrales Ergebnis der Interessen-
vertretung ist die Novelle der Nieder-
sächsischen Bauordnung (NBauO), die 
zum 1. Juli 2022 in Kraft trat. Der BFW 
hatte sie über Jahre gefordert und an 
ihrer Ausgestaltung mitgewirkt. Als 

Ergebnis wurde der Katalog verfah-
rensfreier Baumaßnahmen erheblich 
ausgeweitet: Nebengebäude bis 75 m³ 
Brutto-Rauminhalt, Garagen bis 60 m² 
sowie Terrassenüberdachungen bis zu 
40 m² sind seither genehmigungsfrei. 
Ziel war die Entlastung von Verwaltun-
gen und die Vereinfachung von Bau-
prozessen.

Bremen folgt anderen Rahmenbedin-
gungen. Als Stadtstaat mit eigener 
Bauordnung, eigenen Förderprogram-
men und eigenem politischem Gefüge 
verläuft die Interessenvertretung über 
andere Kanäle als im Flächenland. 
Wohnungspolitische Entscheidungen 
werden in engem Kreis zwischen Se-
nat, Stadtentwicklungsgesellschaften 
und Wohnungswirtschaft verhandelt. 
Der BFW bringt dabei die Perspektive 
der privaten, mittelständischen Unter-
nehmen ein, als Gegengewicht zu ei-
nem Markt, der stark von kommunalen 
Wohnungsgesellschaften geprägt ist.
In beiden Bundesländern ist der Lan-
desverband in den maßgeblichen poli- 
tischen Gremien präsent: unter ande-

Seit über 40 Jahren vertritt der BFW-Landesverband Niedersachsen/Bremen 
die Interessen der mittelständischen Immobilienwirtschaft im Nordwesten. 

BFW-LANDESVERBAND NIEDERSACHSEN/BREMEN

Gegründet 	 1982
Geschäftsführer	 David Jacob Huber
Mitgliedsunternehmen ca.100
Website bfw-nb.de

Höhepunkte Neujahrsempfang, Hannover-Forum, 
Nordwestdeutsche Immobiliennacht, 
Bauträger- und Verwaltertag, Unternehmerfrühstücke

VORSTAND
Vorsitzender Dirk Streicher 

(Delta Bau Aktiengesellschaft, Hannover)

Stellv. Vorsitzende 	 Ulrike Schaper 
(Albert Schaper Hoch- und Ingenieurbau GmbH)

Philipp Weber 
(Dipl. Ing. Weber Massivhaus GmbH, Isernhagen)

Schatzmeister Dr. Markus Böger 
(Altpetri GmbH, Hildesheim)

ERWEITERTER VORSTAND
Jörg Hans Jungesblut 
(BRAWO RE Projekt Holding Braunschweig GmbH)

Helmut Kummer 
(Theo Gerlach Wohnungsbau-

Unternehmen GmbH & Co. KG, Hannover)

Markus Menjacki 
(WWB Weser-Wohnbau Holding GmbH & Co. KG, Bremen) 

Gunnar Schickhaus 
(Schickhaus Immobilien Betreuung GmbH, Bremen) 

Frank Vierkötter 
(Vierkötter & Partners)

rem im Bündnis für bezahlbares Woh-
nen in Niedersachsen mit zehn thema-
tischen Arbeitsgruppen, im Bündnis für 
bezahlbares Wohnen in Bremen, in der 
Sicherheitspartnerschaft im Städte-
bau, der Arbeitsgruppe „Bremer Weg“ 
zur Baukostenreduzierung sowie im 
Beirat der NBank. Über den BFW-Bun-
desverband fließen regionale Positio-
nen zudem in Gesetzgebungsverfahren 
und Anhörungen auf Bundes- und EU-
Ebene ein.

Persönlicher Austausch ist fester Be-
standteil der Verbandsarbeit. Mit dem 
Hannover-Forum als Landesverbands-
tag, der nordwestdeutschen Immobi-
liennacht in Bremen, dem Bauträger- 
und Verwaltertag sowie regelmäßigen 
Unternehmerfrühstücken schafft der 
BFW Niedersachsen/Bremen Begeg-
nungsräume, in denen Unternehmer, 
Verwaltung und Politik regelmäßig 
zusammenkommen. Das gewachsene 
Netzwerk ist zugleich die Grundlage 
für den politischen Dialog, den der Ver-
band in Gremien und Bündnissen führt.

Dirk Streicher, Vorstandsvorsitzender 
des BFW Niedersachsen/Bremen,
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Fertigstellungszahlen im Norden: 
„Dramatische Entwicklung“

5.976 Wohnungen wurden 2025 in Hamburg fertiggestellt.  
Das bedeutet ein Minus von 28 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. 

In Schleswig-Holstein lag die Zahl bei 
8.942 Wohnungen (minus 19 Prozent), 
wie das Statistische Landesamt meldet. 
Der BFW-Landesverband Nord kommen-
tierte die Entwicklung in einer Presse-
mitteilung mit deutlichen Worten. 

„Die Zahlen sind dramatisch, denn sie 
bedeuten, dass weiterhin keine Ent-
spannung auf dem Wohnungsmarkt in 
Sicht ist. Darunter leiden Menschen, 
die eine Wohnung suchen. Zugleich 
trifft der angespannte Wohnungsmarkt 
auch Unternehmen, die keine Mitarbei-
ter gewinnen können, weil diese vor Ort 
keinen Wohnraum finden. Ohne ausrei-
chend Wohnungsneubau fehlt das Fun-
dament für Wachstum. Wenn Häuser 
und Wohnungen fehlen, dann ist das 
ein knallharter Standortnachteil. Wirt-
schaft braucht Wohnungen“, kommen-
tiert Kay Brahmst, der Vorstandsvorsit-
zende des BFW-Landesverbands Nord. 
„Die Entwicklung überrascht uns nicht, 
denn aus unseren Mitgliederbefragun-
gen wissen wir, dass in den letzten drei 
Jahren die Baubeginne drastisch ein-
gebrochen sind. Der Hauptgrund dafür 
sind die viel zu hohen Baukosten – auch 
verursacht durch komplizierte Verfah-
ren und immer neue Vorschriften.“

Grundlegende Veränderungen nötig
Um den Wohnungsbau wieder anzu-
kurbeln, seien grundlegende Verände-
rungen nötig. „Durch den Iran-Krieg 
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Bayern stellt sich 
gegen Enteignungen

Die Enteignungsdebatten, welche be-
sonders stark in Berlin geführt werden, 
verhindern Investitionen in den Woh-
nungsbau und haben gravierende Fol- 
gen für die vor Ort tätigen Unterneh-
men. Das habe ich in zahlreichen Ge-
sprächen mit Entscheidern auf Bun-
des- und Landesebene immer wieder 
betont. Allein das im Raum stehende 
Risiko wird die Finanzierung dringend 
benötigter Projekte durch Banken ver-
hindern, was auch für den Immobi-
lienstandort Deutschland fatale Folgen 
hätte.
Statt private Investitionen zu unter-
binden, müssen diese gefördert wer-
den, um das Problem der Wohnungsnot 
durch die Ankurbelung von Neubau und 
Sanierung zu bekämpfen. Es zeigte sich 
in den letzten Jahren, dass allein die 
Debatte zu möglichen Enteignungen 
extrem schädlich für Immobilienstand-
orte ist – auch über Berlin hinaus. Denn 
wenn auch noch bestehende Grund-
pfandrechte der betroffenen Bestände 
erlöschen, wird der größte Teil der Si-
cherungen für die Bank zunichte ge-
macht. Um derartiges im Freistaat zu 
verhindern, habe ich in den letzten Mo-
naten viel Aufklärungs- und Überzeu-
gungsarbeit geleistet. Nun zeigt sich 

ein erster substanzieller Erfolg. Wäh-
rend wir mit einer großen Mitglieder-
delegation ausführliche Gespräche mit 
der CSU-Fraktion im Landtag führten, 
waren wir vor Ort, als der Ministerprä-
sident in seiner Regierungserklärung 
das Statement gegen die Vergesell-
schaftung privater Wohnungsunterneh-
men abgab und eine dementsprechen-
de Bundesratsinitiative ankündigte. 
Schon zu Beginn der Erklärung stellte 
sich Söder an die Seite von uns bayeri-
schen Unternehmern und betonte, Ent-

lastungen seien Umverteilungen vor- 
zuziehen. Es traf den Kern unseres An-
liegens, als er klarstellte, dass Verge-
sellschaftungen das Ende des privaten 
Wohnungsbaus bedeuten würden und 
deshalb in Bayern zu verhindern seien. 
Die nun aus dem Freistaat heraus an-
gestoßene Bundesratsinitiative macht 
neuen Mut. Nicht nur mir, sondern be-
sonders den von einer Vergesellschaf-
tung betroffenen bayerischen Unter-
nehmen, die in Berlin tätig sind. Auch 
unser Staatsminister für Wohnen, 
Bau und Verkehr, Christian Bernrei-
ter, spricht sich mit deutlichen Worten 
gegen Enteignungen von Wohnungs-
beständen aus und kämpft für ein Bun-
desgesetz, um eine Verstaatlichung von 
Wohnungen zu verhindern. Zusammen 
mit NRW hat Bayern einen diesbezüg-
lichen Antrag bei der Bauministerkon-
ferenz (BMK) eingebracht. Darin for-
dert die BMK von der Bundesregierung,  
zusätzlich den Wohnungsbau durch 
Investitionsanreize und bessere Rah-
menbedingungen im Steuerrecht wei-
ter anzukurbeln. Ich unterstütze dieses 
Vorhaben ausdrücklich und werde auch 
weiterhin dafür kämpfen, den Fortbe-
stand der mittelständischen Immobi-
lienwirtschaft sicherzustellen. 

Ministerpräsident Dr. Markus Söder und Bauminister Christian Bernreiter bringen 
eine Bundesratsinitiative gegen Vergesellschaftungen auf den Weg. 

von ANDREAS EISELE
Präsident des BFW Bayern 

Mitglied im BFW-Bundesvorstand

Symbolträchtig: Dunkle Wolken am Wohnungsbauhorizont.

sind die Preise nochmals angestiegen. 
Das schreckt Bauherren ab, denn der 
Wohnungsbau ist unter den gegebenen 
Bedingungen wirtschaftlich kaum dar-
stellbar“, sagt Kay Brahmst.

Neubau statt Mietendeckel
Der BFW-Landesverband Nord fordert 
deshalb, den Neubau zu erleichtern, in-
dem Vorschriften reduziert, Verfahren 
beschleunigt und insgesamt mehr Frei-
heiten für den Bau neuer Wohnungen 
eingeräumt werden. Hierfür gebe es 
bereits gute Ansätze wie den Bauturbo 
und den Hamburg-Standard. Doch das 
Tempo sei viel zu gering, um spürbare 
Veränderungen zu bewirken. 

Trügerisch sei die Debatte um weite-
re Verschärfungen des Mietrechts bis 
hin zu einem Mietpreisdeckel. „Auf der 
einen Seite steigen die Kosten für die 
Unternehmen und Eigentümer. Auf der 
anderen Seite werden die Einnahmen 
begrenzt und bei fortschreitender In-
flation immanent reduziert. So wird 
der Wohnungsbau vollends abgewürgt 
und wir können uns auch in den kom-
menden Jahren auf niedrige Fertig-
stellungszahlen einstellen“, so Kay 
Brahmst.
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Zwischen Wiederaufbau,  
Wachstumsschmerz und Versuchslabor

Die Metropolregion Berlin/Brandenburg gilt als Seismograf der deutschen  
Wohnungspolitik. Ein Blick auf besondere Herausforderungen und Chancen.

L A N D E S V E R B A N D  B E R L I N / B R A N D E N B U R G

80 Jahre BFW sind mehr als ein Jubi-
läum. Sie stehen für den „Dauerauf-
trag“ unserer Mitgliedsunternehmen, 
alles dafür zu tun, damit ausreichend 
Wohnraum unter wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen durch die private 
mittelständische Immobilienwirtschaft 
geschaffen werden kann.

Der BFW-Landesverband Berlin/Bran-
denburg erfüllt diese Aufgabe in Berlin 
in einer Stadt, die wie kaum eine an-
dere für Wandel, Wachstum und poli-
tische Auseinandersetzung steht. Die 
Stadt war nach 1945 wie viele deut-
sche Städte fast vollständig zerstört. 
Wohnraum war Mangelware. Ab 1961 

war die Stadt geteilt und es regier-
ten zwei vollständig unterschiedliche 
Rechtssysteme, Wirtschafts- und Ei-
gentumsordnungen. Aus der geteilten 
Stadt wurde nach 1989 eine interna-
tionale Metropole. In einer Hälfte der 
Stadt wurden Immobilieneigentum 
und Unternehmen aus dem sogenann-

ten Volkseigentum an die ehemaligen 
Eigentümer zurückgegeben. Auf vielen 
Brachen konnten so neue Quartiere 
entstehen; aus einem lange unter-
schätzten Markt wurde einer der dyna- 
mischsten Wohn- und Immobilien-
standorte Europas. Dieses Wachstum 
hat Berlin geprägt und verursacht bis 
heute erhebliche Wachstumsschmer-
zen.

Mehr als 50.000 neue 
Wohnungen geschaffen
Berlin ist im 21. Jahrhundert 
in wohnungs- und mietenpoli-
tischer Hinsicht ein Versuchs-
labor. Was hier diskutiert wird, 
bleibt leider selten regional. 
Mietendeckel, Vergesellschaf-
tung, Milieuschutz, Umwand-
lungsverbot, Mietenkataster, ver-
pflichtende Sozialquoten bei privater 
Vermietung: Viele politische Ideen wer-
den zuerst in Berlin erprobt, zugespitzt 
oder öffentlichkeitswirksam ins Schau-
fenster gestellt. All das unter dem La-
bel „Man muss sich mal etwas trauen“. 
Der Landesverband Berlin/Branden-
burg ist damit nicht nur regionale In-
teressenvertretung, sondern häufig 
auch Frühwarnsystem für Entwicklun-
gen, die auf die Bundesebene aus-
strahlen können. Ein Beispiel dafür sind 
aktuelle Versuche, Volkseigentum und 
staatliche Verwaltung mindestens für 
Wohnraum wiedereinzuführen, knapp 
40 Jahre nach deren Abschaffung. Der 
Angriff auf eines der Fundamente der 
sozialen Marktwirtschaft fordert den 
Verband wie nur wenige Themen in 
den zurückliegenden 80 Jahren.

Die regionale Rolle des BFW ist an-
spruchsvoll. Das Land Berlin macht es 
der Immobilienwirtschaft selten leicht. 
Zu verlockend ist oft der vermeintlich 
schnelle politische Erfolg. Das steht 
dem Grundbedürfnis der privaten 
Mittelständler diametral entgegen. 
Wer Wohnungen baut oder Bestän-
de modernisiert, denkt nicht in Wahl- 

von
SUSANNE KLABE
Geschäftsführerin

FREDERICK SCHNEIDER
stv. Geschäftsführer

BFW Berlin/Brandenburg

perioden, sondern in Jahrzehnten. Inves-
titionsentscheidungen brauchen Ver- 
trauen in Rahmenbedingungen. Das 
Versuchslabor kommt dann allenfalls 
beim Einsatz neuer Baustoffe und den 
Herausforderungen des Klimawandels 
zum Einsatz. 
Unter teilweise herausfordernden Um- 
ständen und politischen Vorgaben ha-
ben unsere Mitglieder in den letzten 
zehn Jahren mehr als 50.000 neue 
Wohnungen in Berlin geschaffen. Mit 
eigenem Geld und auf eigenes Risiko. 
Wir sind stolz, dass unsere Mitglieder 
damit einen maßgeblichen, echten An-
teil daran haben, Probleme tatsächlich 
zu lösen. Deshalb widersprechen wir 
entschieden, wenn Eigentum pauschal 
unter Verdacht gestellt wird oder plan-
wirtschaftliche Instrumente als Lö-
sung verkauft werden. Zugleich setzen 
wir auf konstruktive Mitgestaltung in 
engem Kontakt mit politischen Ent-
scheidungsträgern und Weichenstel-
lern der Verwaltung. 

Der Landesverband ist mehr als Ber-
lin. Brandenburg ist nicht nur Umland, 
sondern zweiter Schwerpunkt der 
Hauptstadtregion. Auch Brandenburg 
wächst. Auch dort braucht es Wohn-
raum, Infrastruktur und attraktive 
Standorte für Unternehmen und Be-
schäftigte. Verlässlichere Rahmenbe-
dingungen machen Brandenburg für 

viele Projekte zu einem stabi-
leren Hafen als Berlin es ist, 
obwohl auch dort Baukosten, 
Zinsen und Förderlücken Spu-
ren hinterlassen haben. 

BFW ist Teil der Lösung
80 Jahre BFW sind für uns ein 
Auftrag. Der immobilienwirt-
schaftliche Mittelstand braucht 
eine starke Stimme – gerade 

dort, wo politische Debatten beson-
ders laut, schnell, ideologisch und mitt-
lerweile manchmal sogar hasserfüllt 
geführt werden. Im Landesverband 
Berlin/Brandenburg zeigen sich zwei 
Seiten einer Medaille: Berlin als Vor-
reiter für Konflikte, die auf die Bran-
che zukommen; dagegen Brandenburg 
mit den Chancen, die entstehen, wenn 
Politik, Verwaltung und Wirtschaft ver-
lässlich zusammenarbeiten.
Unser selbstbewusster Anspruch 
bleibt: Wir wollen am Investitionsum-
feld mitgestalten, damit Wohnungs-
bau ermöglicht wird und Investitionen 
sicher sind. Wir wollen Stadtentwick-
lung mitgestalten und zwar als Teil der 
Lösung. Denn eines hat sich in 80 Jah-
ren BFW nicht verändert: Ohne private 
Initiative, unternehmerische Verant-
wortung und verlässliche Rahmenbe-
dingungen entsteht kein ausreichen-
der Wohnraum und wird vorhandener 
Wohnraum nicht zukunftsfest. Genau 
dafür werden wir uns auch in Zukunft 
einsetzen, für unsere Mitgliedsunter-
nehmen in Berlin, Brandenburg und im 
gemeinsamen Netzwerk des BFW.

Der Landesverband 

Berlin/Brandenburg ist 

oft Frühwarnsystem 

für Entwicklungen,  

die auf Bundesebene

ausstrahlen können. 

Symbolbild
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„Wichtiger Schritt, doch 
es braucht mehr Mut“

Die Allianz für mehr bezahlbaren Wohnraum – BFW NRW, köln ag, Kölner Haus-  
und Grundbesitzerverein und Wohnungsbauinitiative Köln – hat die Ratsvorlage zu 

„Köln baut bezahlbar – Wohnen für alle“ ausdrücklich begrüßt.

Die Verbände bewerten den Dialog-
prozess zwischen Politik, Verwaltung 
und Wohnungswirtschaft als Erfolg. 
Gleichzeitig macht die Allianz deut-
lich, dass die vorliegenden Vorschlä-
ge allein nicht ausreichen werden, um 
den dringend benötigten bezahlbaren 
Wohnraum in Köln in ausreichendem 
Umfang zu schaffen. 

„Die Wohnungswirtschaft braucht ver-
lässliche Rahmenbedingungen, die 
den Lebensrealitäten der Menschen 
entsprechen. Wenn heute die durch-
schnittliche Haushaltsgröße in Köln 
bei deutlich unter zwei Personen liegt, 
müssen sich auch Flächenvorgaben 
und Planungsstandards daran orien-
tieren. Effizientere Flächennutzung ist 
kein Widerspruch zum Klimaschutz, 
sondern Teil einer nachhaltigen Stadt-
entwicklung“, betont Elisabeth Gend-

ziorra, Geschäftsführerin des BFW 
NRW. „Wer die Zielmarke von 6.000 
neuen Wohnungen pro Jahr ernst 
nimmt, muss zusätzliche Schritte ge-
hen, um Bauen wieder wirtschaftlich 
möglich zu machen“, ergänzt die Lan-
desgeschäftsführerin.

Nach Auffassung der Allianz bieten 
die vorgesehenen Maßnahmen zwar 
wichtige Entlastungen bei Verfahren, 
Stellplatzregelungen und einzelnen 
Standards. Um die Wirtschaftlichkeit 
des Wohnungsbaus jedoch spürbar zu 
verbessern, seien weitergehende An-
passungen notwendig. Dazu zählen 
insbesondere eine Reduzierung von 
Grünflächenanforderungen, eine An-
passung des Flächenfaktors im Koope-
rativen Baulandmodell sowie die Über-
prüfung kostenintensiver kommunaler 
Sonderstandards. Die Allianz verweist 

darauf, dass vor allem beim energe-
tischen Standard erhebliche Einspar-
potenziale bestehen. 

„Bezahlbarer Wohnraum entsteht 
nicht durch zusätzliche Anforderun-
gen, sondern durch einen realistischen 
Ausgleich zwischen Klimaschutz, Wirt-
schaftlichkeit und sozialer Verantwor-
tung. Jede unnötige Kostensteigerung 
erschwert Investitionen und führt 
letztendlich zu höheren Mieten. Des-
halb brauchen wir den Mut, bestehen-
de Standards kritisch zu hinterfragen“, 
ergänzt die BFW NRW-Geschäftsfüh-
rerin.
Darüber hinaus kritisieren die Verbän-
de, dass vorgesehene Ablösezahlun-
gen für entfallende Stellplätze oder 
Grünflächen die gewünschte Baukos-
tenreduzierung teilweise wieder kon-
terkarieren könnten. Elisabeth Gend-
ziorra: „Wenn Politik und Verwaltung 
mehr bezahlbaren Wohnraum wollen, 
muss dieses Ziel bei allen Abwägungs-
prozessen künftig stärker gewichtet 
werden. Wohnungsbau ist eine der 
zentralen sozialen und wirtschaftlichen 
Herausforderungen – dafür braucht es 
ein klares Bekenntnis zum Wohnungs-
bau.“ 

Die beteiligten Verbände erklären ihre 
Bereitschaft, den begonnenen Dialog 
mit Politik und Verwaltung fortzufüh-
ren und gemeinsam weitere Lösungen 
für mehr Wohnungsbau in Köln zu ent-
wickeln.

Zwischen Kostendruck, Regulierung 
und kommunaler Verantwortung

Beim 44. Hannover-Forum des BFW Niedersachsen/Bremen  
diskutierten Vertreter aus Politik, Verwaltung und Immobilienwirtschaft 

über Wege aus der anhaltenden Wohnungsbaukrise. 

Im Mittelpunkt standen schnellere Ver-
fahren, Deregulierung und die Frage, 
wie Kommunen den Wohnungsbau 
künftig stärker ermöglichen können. 
Dirk Streicher, Vorstandsvorsitzender 
des BFW Niedersachsen/Bremen, 
machte in seiner Begrüßung deut-
lich, dass der Wohnungsbau trotz des 
weiterhin hohen Bedarfs „seit 2022 
nicht wirklich vorankommt“. Projek-
te werden verschoben, Investitionen 
zurückgestellt und Planungen auf-
gegeben. Ursachen sind insbeson- 
dere steigende Baukosten, hohe Stan- 
dards sowie unsichere politische 
und wirtschaftliche Rahmenbedin-
gungen. „Bezahlbarer Wohnraum ent- 
steht nicht durch weitere Regulie-
rung, sondern durch mehr Ange-
bot“, betonte Streicher. Damit dies 
gelingt, forderte er schnellere Genehmi-
gungsverfahren, mehr Deregulierung 
und eine konsequente Anwendung des 
Bauturbos in den Kommunen.

Jan Grade, Geschäftsführer der empiri-
ca regio GmbH, beschrieb einen Woh-
nungsmarkt, der weiterhin unter den 
Folgen gestiegener Zinsen, hoher Bau-
kosten und wachsender Regulierung 
leide. Er plädierte dafür, Wechselwir-
kungen zwischen Regulierung, Kosten 
und Erschwinglichkeit stärker in den 
Fokus zu rücken.

Im Polittalk diskutierten Matthias  
Wunderling-Weilbier, Staatssekretär im 
Niedersächsischen Ministerium für 

Wirtschaft, Verkehr und Bauen, und 
Arend Bewernitz, Senatsbaudirektor 
der Freien Hansestadt Bremen, über 
wohnungspolitische Maßnahmen. 
Wunderling-Weilbier verwies auf zu- 
sätzliche Mittel für die Wohnraum-
förderung sowie Vereinfachungen im 
Bauordnungsrecht. Die Landesregie-
rung überprüfe Richtlinien systema-
tisch auf ihre Praxistauglichkeit. Be-
wernitz stellte den „Bremer Weg“ vor: 
schnellere Verfahren, Digitalisierung 
und engere Zusammenarbeit zwischen 
Verwaltung und Wohnungswirtschaft.

In der Diskussionsrunde zur kommu-
nalen Rolle im Wohnungsbau ver-
wies Jens Bollmann, Prokurist der gbg 
Hildesheim, auf das „Hildesheimer 
Modell“: frühzeitige Abstimmungen 
zwischen Kommunen, Investoren und 
Versorgern beschleunigen Verfahren 

deutlich. Susanne Laue, Bürgermeis-
terin von Syke und Vorsitzende des 
Kommunalverbunds Niedersachsen/
Bremen, betonte, dass viele Kommu-
nen grundsätzlich bauen wollten, Ver-
fahren jedoch zu lange dauerten. Lars 
Kolk, Erster Stadtrat der Hansestadt 
Stade, hob die Bedeutung von Vertrau-
en zwischen Politik, Verwaltung und In-
vestoren hervor.

In der Gesamtschau wurde eines deut-
lich: Wohnungsbau kann nur dann wie-
der Fahrt aufnehmen, wenn politische 
Zielsetzungen, kommunale Umsetzung 
und wirtschaftliche Realitäten stärker 
miteinander in Einklang gebracht wer-
den. Vereinfachte Verfahren, verläss-
liche Rahmenbedingungen und eine 
konsequente Nutzung bestehender 
Spielräume sind dabei zentrale Hebel.

Diskussionsrunde beim 44. Hannover-Forum.Kölns Oberbürgermeister Torsten Burmester begrüßte die Teilnehmer.
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Wir begrüßen unsere neuen Verbandsmitglieder 

All3 Construction Germany GmbH
Budapester Str. 35
10787 Berlin

Büro für Umweltfragen GmbH	
Fürholzener Straße 14
85386 Eching

Cureus GmbH
Friesenweg 2b
22763 Hamburg

Freytag & v. d. Linde 
Projekt-, Management- und  
Baugesellschaft mbH & Co. KG
Ammerländer Heerstraße 368
26129 Oldenburg

GMV Gebäude-Management 
und Verwaltungs GmbH
Am Wagnerfeld 4c
82069 Hohenschäftlarn

Gröning & Wätjen
Violenstraße 47
28195 Bremen

Hagedorn Revital GmbH
Werner-von-Siemens-Straße 18
33334 Gütersloh

Herzog Immobilien GmbH & Co. KG
Goethestraße 15
58300 Wetter (Ruhr)

HIH Projektentwicklung GmbH
Ericusspitze 1
20457 Hamburg

Ingenieurbüro Jan Niepoth, 
Dipl.-Ing.	
Viktor-Schroeder-Straße 59	
52382 Niederzier

Koenig Real Estate GmbH
Große Bäckerstraße 4
20095 Hamburg

Krieger + Schramm Wohnbau	
München GmbH & Co. KG
Kanalstraße 17	
80538 München

LRW Architektur und  
Stadtplanung PartG mbH
Loosen Rüschoff Winkler
Klopstockplatz 9
22765 Hamburg

MIBO DEVELOPMENT GmbH
Hellfeld 59
33729 Bielefeld

NEOVAL GmbH
Emser Straße 9
10719 Berlin

Schildberg Baugesellschaft mbH
Benzstraße 3
46414 Rhede

TERRA Immobilien  
Management GmbH
Kennedy-Ufer 11
50679 Köln

Vierkötter & Partners
Straßburger Str. 36
28211 Bremen 

Wohnkunstwerk GmbH
Dechsendorfer Straße 14
91054 Erlangen

Ansprechpartnerin für eine Mitgliedschaft
Christine Güler

Telefon 030 327 811 01
E-Mail christine.gueler@bfw-bund.de
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ImmoScout24

ist die führende Online-Plattform für Wohn- und Gewerbeimmobilien in Deutsch-
land. Seit 25 Jahren revolutioniert ImmoScout24 den Immobilienmarkt. Jeden 
Monat suchen rund 19 Millionen Nutzer:innen auf unserem Online-Marktplatz 
oder in unserer App ein neues Zuhause oder die passende Gewerbefläche. Des-
halb kennen rund 90 Prozent der Zielgruppe ImmoScout24. Mit seinen digitalen 
Lösungen schafft der Online-Marktplatz Orientierung und bringt Eigentümer:in-
nen, Makler:innen und Immobiliensuchende erfolgreich zusammen. ImmoScout24 
arbeitet an dem Ziel, Transaktionen rund um die Immobilie digital abzuwickeln 
und dadurch komplexe Entscheidungen für seine Nutzer:innen einfacher zu ma-
chen. Seit 2012 ist ImmoScout24 auch auf dem österreichischen Wohn- und Ge-
werbemarkt aktiv und erreicht monatlich rund 3 Millionen Suchende.

Immobilien Scout GmbH
Invalidenstr. 65
10557 Berlin

X8-BauDialog in Frankfurt

Beim X8-BauDialog, ein Austauschformat der Regierung für 
Wohnungs- und Baupolitik, stellte Bundesbauministerin Vere-
na Hubertz (SPD) kurz vor Redaktionsschluss dieser Ausgabe 
erstmals ihren 13-Punkte-Aktionsplan zur Senkung der Bau-
kosten vor. 
Kernstück ist die Vereinfachung der Wohnraumförderung: Ab 
2027 sollen 13 Einzelprogramme in einer zentralen Basis-
förderung mit ergänzenden Modulen gebündelt werden. Das 
neue Förderprogramm wird weiterhin von der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) abgewickelt. Schwerpunkte sind die 
Förderung von Wohneigentum für Familien sowie Bonusan-
reize für serielles und modulares Bauen, der Einsatz des Buil-
ding Information Modeling (BIM) und des offenen Datenstan-
dards. Der BFW-Bundesverband war durch Geschäftsführer 
Andreas Beulich und Präsident Dirk Salewski vertreten, der 
das Panel zum Gebäudetyp E moderierte.
Verzichten muss die Immobilienwirtschaft auf die geforder-
te Erweiterung der steuerlichen Sonderabschreibung für den 
Wohnungsbau. Finanzminister Lars Klingbeil (SPD) verwies in 
diesem Zusammenhang auf die 2023 auf drei Prozent er-
höhte lineare Abschreibung. Zum Gebäudetyp E wurde im 
Aktionsplan ein Gesetzesentwurf aus dem Bauministerium 
für das laufende Jahr angekündigt, der derzeit noch mit dem 
Bundesjustizministerium abgestimmt werde, so Hubertz.

mailto:christine.gueler%40bfw-bund.de?subject=
https://www.immobilienscout24.de/
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WIR FREUEN UNS AUF  
IHRE TOLLEN PROJEKTE!

Bewerbungen können online 
vom 1.4. bis zum 15.9.2026 
eingereicht werden.
Alle Informationen und Teilnahmebedingungen
finden Sie auf unserer Website.

Der Projektentwicklerpreis des: In Kooperation mit:

DER DIESJÄHRIGE WETTBEWERB IST ERÖFFNET

WOHNEN - GEWERBE - QUARTIER
Bei der Art des Bauvorhabens kann es sich um einen Neubau, 
eine Revitalisierung, einen Umbau, einen Abriss-Neubau, 
eine Aufstockung oder um eine Erweiterung handeln.

Teilnahmeberechtigt sind Projektentwicklungen aus  
dem gesamten Bundesgebiet aus den Kategorien:

WETT-
BEWERB

2026

DER PROJEKT-
ENTWICKLER-
PREIS VON DER 
BRANCHE FUR 
DIE BRANCHE.

¨

http://www.bfw-bund.de
mailto:dirk.dratsdrummer%40prjournalist.de?subject=
mailto:susanne.wenig%40bfw-bund.de?subject=
https://www.bfw-bund.de/


Jetzt mit T-Glasfaser 

durchstarten

Jetzt informieren unter  
telekom.de/wohnungswirtschaft 

oder 0800 33 03333

Gutes wird besser, aus Festnetz wird Glasfaser:  
Seien Sie als Immobilienbesitzer*in oder -verwaltung  
jetzt dabei und sichern Sie sich mit T-Glasfaser den  
neuen Standard für die digitale Versorgung! Mit der  
Modernisierung erhalten Sie eine langfristige Lösung, 
schützen den Immobilienwert sowie das Vertrauen  
der Bewohnerinnen und Bewohner.

Sicher, seriös, stark: Auf die Telekom ist nachhaltig  
Verlass. Registrieren Sie sich jetzt für den Anschluss 
Ihrer Immobilie!
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